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Der Heimatdienſt 


Der ſiebente Reichstag 


Der am 31. Juli 1952 mit 608 Ab⸗ 
geordneten gewählte Reichstag verfiel ſchon 
in ſeiner zweiten Sitzung am 12. September 
der Auflöſung durch den Reichs⸗ 
präſidenten. Bei der Neuwahl am 
6. November wurden 585 Abgeordnete ges 
wählt, die ſich auf folgende Parteien ver- 
teilen: 


Nationalſozialiſten 196 Sitze 
Side nokraten 21 „ 
Mmnfen ld 5 
Sentrum „ re. AE 
Deutſchnationale F 
Bayerifche Volksparte . 20 „ 
Deutſche Volkspartei 11 „ 
Chriſtlich⸗Sozialer Volksdienſt. 5 „ 
Deutſche Bauern partie 5 „ 
Deutſche Staatspartei . . . 25, 
Württembergiſcher Bauern- und 
Weingärtnerbnd 2 „ 
Wirtſchafts parte 1 Sit 
Thüringer Landound — 
Deutſch⸗Hannoverſche Partei. . I „ 


585 Sitze. 


Bei der Eigenart der Anwen⸗ 
dung der Verhältniswahl im Reihs- 
tagswahl verfahren mit Verbindung 
der Wahlvorſchläge und Verrechnung 
der Reſtſtimmen in den Verbänden 
und auf Reichswahlvorſchlag kommen 
erfahrungsgemäß ſtarke Derfchiebun- 
gen innerhalb der Parteien bei kurz⸗ 
friſtig aufeinanderfolgenden Wahlen 
kaum vor. Immerhin zeigt der 
Reichstag der VII. Wahl⸗ 
periode ein zum Teil ver- 
ändertes Bild gegenüber ſeinem 
Vorgänger. Derfügten in dieſem die 
Nationalſozialiſten mit Zentrum und 
Baperiſcher Volkspartei über die ab⸗ 
ſolute Mehrheit (zuſammen 322 von 
608 Sitzen), ſo iſt die Möglichkeit 
einer geſicherten arbeitsfähigen Koali- 
tion dieſer Parteien im neuen Reihs- 
tag nicht mehr gegeben. Dieſe drei Par⸗ 
teien, als ſchwarz⸗braune Koalition 
bezeichnet, verfügen nur noch über 
285 Sitze bei einer abſoluten Mehr- 
heit von 292 Stimmen. Will der Reichs⸗ 
tag zu einer fuchtbringenden Arbeit 
gelangen, müſſen daher neue Koa- 
litions möglichkeiten erwogen werden. 


Trotz der ſommerlichen Ferien-, 


Urlaubs- und Erntezeit war bei der Juliwahl die erfreulich 
hohe Wahlbeteiligung von 83,5 v. H. erreicht worden. 
Bei der Novemberwahl, dem fünften Gange zur Wahlurne 
innerhalb neun Monaten (zwei Wahlgänge der Reichspräſiden⸗ 
tenwahl, in den meiſten deutſchen Ländern eine Landtagswahl 
und die Juli⸗ Reichstagswahl), blieb bedauerlicherweiſe ein 
Teil der Wähler wahlmüde und reſigniert zu Haufe. So wurde 
nur eine Beteiligung von 79,5 v. H. erreicht, immerhin noch 
die dritthöchſte Wahlbeteiligungsziffer bei 
den acht Reichsparlamentswahlen nach der Staatsumwälzung. 

Die obenſtehende Überſicht zeigt die abſoluten Zahlen an 
Stimmen und Sitzen, die die Parteien bei der November- 
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Stimmen 

31. Juli 1932 
überhaupt v. H. bout 
5 


Parteien 6. Nov. 1932 
überhaupt | v. H. 


BE 


Nationalſozialiſten 11757 185| 33,1115 779 11 37,4 
7 959 712] 21,6 
5 369 698| 14,5 
4 529 336| 12,3 


Sozialdemokraten. 
Kommuniſten 
Sentrum 
Deutfchnationale . 

Bayer. Volkspartei 
re Dolfs- 


Ent: Sozialer 
Volksdienſt. 
Deutſche Bauern- 
parte 


2251410 20,4 
5 980 240| 16,9 
4 169 605| 11,7 
3 070 645 8,7 
1156 841| 3,5 


660 672 1,9 


415 144 


149 005 0,4 


Staats partei 338 542 0,9 
Wirtfchaftspartei . 110 343 
Württ. Bauern: u. 

Weingärtnerbund 105 188| 0,5 
Thür. Kandbund.. 60 065 0,2 
Deutſch⸗Hanno⸗ 

verſche Partei 64 004 
Landvolkk 46 504 0,1 
Dolfsrechtspartei . 46 129| 0,1 
Sonſti rtei 109 085| 0,5 
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wahl und bei der Juliwahl er- 
halten haben. Gleichzeitig zeigt diefe 
Überficht für die Stimmen und die Sitze 
den Hundertanteil der einzelnen 
Parteien an der Geſamtzahl der 
Stimmen und Sitze. Die letzte Spalte 10 
zeigt die Zu- und Abnahme des Anteils 
an den Parlamentsſitzen und damit am 
Einfluß im Parlament, wobei im Der- 
gleich zur Novemberwahl der Hundert- 
anteil an der Sitzzahl der Juliwahl 
— 100 geſetzt wurde. 


Intereſſanter ift eine Unter» 
ſuchung über die Ju- und Ab- 
nahme der Parteien. Dabei 
würde es zu falſchen Ergebniſſen 
führen, wollte man die abſoluten 
Stimmen- und Sitzzahlen der No- 
vemberwahl gegenüberſtellen den ab⸗ 
ſoluten Zahlen der Juliwahl. Diel- 
mehr muß bei einem Dergleich über 
die Parteiverſchiebungen die gerin⸗ 
gere Wahlbeteiligung in 
Rechnung geſtellt werden. Derfährt 
man fo*), fo zeigt fih, daß auf das 
ganze Reichsgebiet umgerechnet an 
Stimmen die Vationalſozialiſten 
11,5 v. H., die Sozialdemokraten 
5,6 v. H., das Zentrum 4,9 v. H. und 
die Baperiſche Volkspartei 2,9 v. Å. 


verloren haben, während die Kommuniften 16,6 v. H. und 
die Deutſchnationalen 47,5 v. B. gewonnen haben. 

Die Nationalſozialiſten haben in allen 35 Wahl- 
kreiſen Stimmen verloren, am meiſten in Hamburg mit 
19,5 v. 5. und in Merſeburg mit 19 v. Hg., am geringſten in 
der bayerifchen Pfalz mit 2,7 v. HZ. und in Heſſen-Naſſau mit 
5,5 v. B. Die Sozialdemokraten haben fih im Wahl- 
kreis Liegnitz gehalten, in vier Wahlkreiſen (Oſtpreußen, 
Oppeln, Köln-Aachen und Koblenz-Trier) zugenommen, in 
den übrigen Wahlkreiſen aber abgenommen. Die prozentualen 


) Mit Kückſicht auf Naummangel ift es leider nicht möglich, hier die nach 
35 Wahlkreisen und den ſechs größten Parteien aufgeteilte Überficht zu bringen. 
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Abnahmezahlen ſchwanken zwiſchen 1,9 in Südhannover- 
Braunſchweig und 14,7 v. Z. im Wahlkreis Berlin. Die K o m- 
muniſten als drittſtärkſte Partei haben nur in Oppeln die 
geringe Abnahme von 0,6 v. H. aufzuweiſen, während fie in 
allen übrigen 54 Wahlkreiſen ſehr erheblich zugenommen 
haben. In fünf Wahlkreiſen beträgt die Zunahme mehr als 
50 v. H., nämlich Liegnitz 30,5 v. B., Weſer⸗Ems 50,4 v. H., 
Württemberg 51,8 v. )., Südhannover⸗Braunſchweig 52,1 v. H., 
Oberbayern⸗Schwaben 55 und Heffen. 34,5 v. 5. Das Jen- 
trum hat ſich im Wahlkreis Leipzig gehalten, in den Wahl⸗ 
kreiſen Breslau und Oppeln geringe Gewinne von 2 und 


5,2 v. H., in den übrigen 27 Wahlkreiſen mit eigenen Wahl- 
vorſchlägen Derlufte zu buchen. Die Derlufte ſchwanken zwi- 


Die Parteien im Reichs 
Jn v.H.aller Abgeordneten erhielten: . 


ſchen 0,6 v. H. für Württemberg und 
25 v. H. für Mecklenburg, blieben aber 
in 21 Wahlkreiſen unter 10 v. . In 
der Pfalz waren Zentrum und Bay- 
eriſche Volkspartei zuſammengegan⸗ 
gen. Ihr Verluſt bemißt fih dort auf 
5,5 v. B. In den drei rechtsrheiniſchen 
baperiſchen Wahlkreiſen hat die Bay- 
eriſche Volkspartei durchweg 
etwas verloren, in Oberbapern⸗ 
Schwaben 5,5, Niederbayern⸗Gber⸗ 
pfalz 1,9 v. B. und Franken 1,2 v. H. 
Die Ddeutſchnationalen können 
überall Gewinne in ſehr erheblichem 
Ausmaße buchen. Nur in ſechs Wahl⸗ 
kreiſen liegen die Gewinne unter 

50 v. H., in allen übrigen darüber. 
Die Gewinne ſteigen bis zu 72,2 v. H. 
in der Pfalz, 73,5 v. Z. in Nieder- 
bayern⸗ Oberpfalz, 77,5 v. H. in Fran⸗ 
ken und 80,8 v. Ñ. in Hamburg. 

Die kleinen Mittelpar⸗ 
teien haben zum Teil gewonnen, 
zum Teil verloren. Die Deutſche 
Volkspartei hat einen nicht unerheb⸗ 
lichen Stimmenzuwachs von 51,5 v. H., 
der Chriſtlich⸗Soziale Volksdienſt 
einen ſolchen von 10,8 v. H., die Deutſche 
Bauernpartei einen von 8,7 v. H. zu ver- 
zeichnen. Die Staats partei hat 9,5 v. l)., die : 
Wirtſchaftspartei 24,9 v. H. verloren. die Deuticde 
Volkspartei war ein Wahlabkommen mit der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei eingegangen, wonach die Deutſch⸗ 
nationalen eine Reihe volksparteilicher Bewerber auf ihren 
Keichswahlvorſchlag genommen hatten. So ift die Deutſche 
Volkspartei in der Lage, obwohl fie nur vier Verbandsſitze 
erringen konnte, ihre Stimmen durch Zuteilung von weiteren 
ſieben Keichsliſtenſitzen voll auszuwerten. Der Deutſchen 
Staatspartei blieb es verſagt, ein ähnliches Wahl⸗ 
abkommen eingehen zu können. Sie hat nur in Württemberg⸗ 


Baden einen Verbandsſitz errungen, kann alſo nur einen Reichs⸗ 


liſtenſitz zugewieſen erhalten und muß die Stimmen für weitere 
vier Sitze unverwertet laſſen. die Wirtſchaftspartei 
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hat weder einen Kreis- noch einen Verbandsſitz erhalten, wird 
aber auf Grund ihres Wahlabkommens mit der Baperiſchen 
Volkspartei auf deren Reichswahlvorſchlag für einen ihrer 
Bewerber einen Sitz zugewieſen erhalten. Einſchließlich der 
unverwerteten Stimmen der kleinen Mittelparteien und der 
überhaupt nicht zum Zuge gekommenen Splitterparteien blieb 
rund eine halbe Million Stimmen unverwertet. 

Zufammengefaßt läßt fih das Ergebnis der Wahl dahin 
bewerten, daß in der Größenordnung der Parteien 
gegenüber dem letzten Reichstag eine Anderung nicht einge⸗ 
treten iſt. Die Nationalſozialiſten haben überwiegend eine Ein⸗ 
buße an Stimmen und Sitzen erlitten. Auch die Sozialdemo⸗ 
kraten, das Zentrum und die Baperiſche Volkspartei haben 
verloren, wenn auch ihre Derlujte 
nicht von erheblichem Ausmaße ſind. 
Dieſen Parteien gegenüber ſtehen die 
Gewinnparteien, zunächſt die Kom⸗ 
muniſten und dann mit ihrem erheb⸗ 
lichen Stimmenzuwachs die Deutſch⸗ 
nationalen. Bemerkenswert iſt, daß 
die Kommuniſtiſche Partei an Stärke 
den Sozialdemokraten ſehr nahe ge⸗ 
rückt iſt, ferner daß von 585 Abge⸗ 
ordneten nicht weniger als 417 
ſozialiſtiſcher Prägung huldigen, 
denen nur 166 Abgeordnete bürger⸗ 
licher oder privatkapitaliſtiſcher Ridh- 
tung gegenüberſtehen. Don 417 Ab- 
geordneten dieſer oder jener Yozia- 
liſtiſchen Richtung bekennen ſich 221 
zur marxiſtiſchen Richtung. 

Um allen Wählern die Stimmabgabe 
zu ermöglichen und zu erleichtern, waren 
bei der Juliwahl erſtmals die Bahn- 
hofswahl und die Bordwahl 
eingeführt worden. Beide Einrichtungen 
haben ſich bewährt und wurden auch 
bei der Novemberwahl angewandt. Auch 
diesmal erfreuten ſich Bordwahl und 


Bahnhofswahl eines lebhaften Zu- 
ſpruchs, der die Zweckmäßigkeit dieſer 
Einrichtungen um ſo mehr unter⸗ 


ſtreicht, als der November kein eigent⸗ 
licher Reiſemonat ift. An der Bordwahl waren acht deutſche Über- 
ſeedampfer beteiligt, bei denen mehr als 1000 Stimmen abgegeben 
wurden. Bei der Bahnhofswahl wurden u. a. in Berlin 1511, in 
München 1292 Stimmen gezählt. 


Der neugewählte Reichstag hat nach der Verfaſſung zum 
erſten Male ſpäteſtens am 50. Tage nach der Wahl zuſammen⸗ 
zutreten. Die wahltechniſchen Abwicklungsarbeiten werden 
nicht vor dem 5. Dezember ihr Ende gefunden haben. Es iſt 
daher damit zu rechnen, daß der Reichstag am 5. oder 6. De⸗ 
zember zuſammentreten wird. Alterspräſident wird 
diesmal der General der Infanterie a. D. Karl Litzmann 
ſein, der als Spitzenkandidat der Nationalſozialiſtiſchen Partei 
im Wahlkreis Frankfurt a. d. Oder gewählt worden iſt. 


Sicherſtellung geordneter Finanzgebarung in den Gemeinden und Gemeindeverbänden 


Don Miniſterialdirektor Dr. Surén im Preußiſchen Miniſteri um des Innern 


In der Verordnung des Reichspräfidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1951 wurde die 
Beteiligung der Bezirksfürſorgeverbände (Stadt⸗ und Land- 
kreiſe) an den neu ausgeworfenen Zufchüflen des Reiches zu 
den Ausgaben für die Wohlfahrtserwerbsloſen u. a. von der 
ſatzungsmäßigen Sicherſtellung einer regelmäßigen Prüfung 
der Haushaltsrechnungen durch eine geeignete unabhängige 
Stelle und von der ſatzungsmäßigen Sicherſtellung einer Be⸗ 
kanntgabe der Prüfungsergebniſſe abhängig gemacht. Die 
Verordnung des Neichspräfidenten über Maßnahmen zur Er- 
haltung der 5 und der Sozialverſicherung ſowie 
zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 
14. Juni 1952 erweiterte diefe Vorausſetzungen für die Be- 
teiligung an den gleichzeitig erhöhten Dotationen, indem ſie 


die ſatzungsgemäße Feſtſtellung einer Haushalts-, Kaffen- und 
Rechnungsordnung forderte. Die formale und verwaltungs- 
mäßige Sicherſtellung einer geordneten und ſparſamen Finanz⸗ 
gebarung iſt eine Forderung, die unabhängig von der Frage 
einer Beteiligung an Reihs- oder Staatsdotationen gegen⸗ 
über allen Gemeinden und Gemeindeverbänden erhoben 
werden muß, und zwar auch in deren eigenem Intereſſe, weil 
dies eine weſentliche Dorausjegung für die Wiederherſtellung 
des öffentlichen Vertrauens in die Finanzwirtſchaft der Kom- 
munalverbände bildet. In dieſer Erkenntnis hat die kom⸗ 
miſſariſche preußiſche Staatsregierung im Anſchluß an jene 
reichsrechtlichen Normen und in enger Zufammenarbeit mit 
den kommunalen Spitzenverbänden unter dem 2. November 
1952 zwei für alle preußiſchen Gemeinden und Gemeinde⸗ 
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verbände geltende Verordnungen erlaſſen, nämlich die Der- 
ordnung über die Haushaltsführung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände (Gemein definanzverordnung 
— Geſetzſammlung S. 341 — und die Derordnung 
über die Aufſtellung von Stellenplänen in 
Gemeinden und Gemeindeverbänden — Geſetzſammlung 
S. 547). Der weſentliche Inhalt dieſer beiden Verordnungen 
iſt über den Rahmen des ſpeziell preußiſchen Rechts hinaus 
von allgemeinem Intereſſe. 

Wie ein roter Faden zieht ſich durch die Gemeinde⸗ 
finanzverordnung die Tendenz zu erreichen, daß die für ein 
geordnetes Haushalts-, Kaffen- und Rechnungsweſen erforder- 
lichen Beſchlüſſe unter klarer Herausſtellung der Derant- 
wortung von den Gemeindeorganen ſelbſt gefaßt und dadurch 
die in den letzten Jahren ſo oft notwendig gewordenen un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren Eingriffe der Aufſichtsbehörden 
auf die Fälle beſchränkt werden können, in denen die Selbſt⸗ 
verwaltung in allen ihren Inſtanzen, alſo reſtlos, verſagt. 
Dieſe Tendenz findet ihren beſten Ausdruck darin, daß im 
Suſammenhang mit den Dorfcriften über das Haushalts-, 
Kaffen- und Rechnungswesen eine Dorfchrift der Preußiſchen 
Sparverordnung vom 12. September 1951 (Geſetzſammlung 
S. 179) geändert worden ift, durch die die Verwaltungs ⸗ 
organe der Gemeinden und Gemeindeverbände berechtigt 
wurden, alle Maßnahmen zu treffen, die zum Ausgleich der 
Haushalte der Gemeinden (Gemeindeverbände) erforderlich 
feien. Dieſe Dorfchrift bedeutete eine völlige Ausſchaltung 
der Vertretungskörperſchaften (Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lungen, Kreistage, Provinziallandtage uſw.) in den dies⸗ 
bezüglichen Angelegenheiten. Nunmehr find die Vertretungs- 
körperſchaften wieder an die erſte Stelle geſetzt. Die Der- 
waltungsorgane dürfen an Stelle der Vertretungskörperſchaft 
erſt beſchließen, wenn dieſe einen zur Sicherung einer geord⸗ 
neten und ſparſamen Haushaltsführung notwendigen Beſchluß 
nicht innerhalb der von dem Gemeindevorſtande zu ſtellenden 
Friſt faßt. Die Gemeindevertretung wird alſo in jedem ein⸗ 
zelnen Falle vor die Frage geſtellt, ob ſie wahre Selbſt⸗ 
verwaltung durch Übernahme der Selbſtverantwortung be- 
tätigen oder fih um fie drücken will. Um das bei Derjagen 
der Vertretungskörperſchaft eingreifende Erſatzbeſchluß⸗ 
recht möglichſt lange im Rahmen der Selbſtverwaltungs⸗ 
ſphäre zu halten, geht die Befugnis zur Erſatzbeſchlußfaſſung 
in den Fällen, in denen auch ein aus mehreren Perſonen 
beſtehender Gemeindevorſtand (oder der Kreisausſchuß oder der 
Provinzialausſchuß uſw.) verſagt, nicht ſofort auf die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, ſondern zunächſt auf den Dorſitzenden des folle- 
gialen Organs, alfo den Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) 
bzw. den Landrat oder — bei Provinzialverbänden nach aus- 


drücklicher Vorſchrift — auf den Landeshauptmann, über, und 


erſt wenn auch dieſer ſich zu dem notwendigen Beſchluſſe nicht 
aufraffen kann, muß die Aufſichtsbehörde das Ihrige tun. 

In entſprechender Weiſe iſt das ſogenannte Wider⸗ 
ſpruchsrecht bei Aufſtellung, Feſtſtellung 
und Ausführung des Haushaltsplanes ge⸗ 
regelt worden. Die Aufſtellung des Entwurfs zum Haus- 
haltsplan erfolgt durch den Gemeindevorſtand (Kreisausfchuß, 
Provinzialausſchuß). Er darf nur ſolche Ausgaben auf- 
nehmen, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung ſowie 

zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtungen und der Auf⸗ 
gaben der Gemeinde notwendig find. Handelt es fih um 
einen kollegialen Gemeindevorſtand, jo kann der Dorſitzende 
gegen Beſchlüſſe, durch die gegen ſeine Stimme Ausgaben 
eingeſetzt oder Ausgabenanſätze und Einnahmeſchätzungen er- 
höht werden, Widerſpruch erheben, ſoweit er infolge dieſer 
Beſchlüſſe den Ausgleich des Haushaltsplanes nicht mehr für 
geſichert hält. Der Widerſpruch hat die Wirkung, daß der 
Anſatz der Ausgaben oder die Erhöhung von Ausgabe⸗ 
anſätzen und Einnahmeſchätzungen unterbleibt. Gegen die 
Erhöhung von Ausgabeanſätzen und Einnahmeſchätzungen ſo⸗ 
wie die Einſtellung neuer Ausgaben bei cFeſtſetzung des Haus- 
haltsplanes durch die DVertretungskörperſchaft kann der Ge- 
meindevorſtand unter der gleichen Vorausſetzung und mit der 
gleichen Wirkung Widerſpruch erheben; macht er von dieſem 
Rechte keinen Gebrauch, dann geht das Recht auf den Dor- 
ſitzenden des Gemeindevorſtandes über, ſo daß auch hier ein 
Eingreifen der Aufſichtsbehörde in die letzte Linie geſtellt iſt. 
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Entſprechendes gilt für Beſchlüſſe, die nach Feſtſtellung des 
Haushaltsplanes den Haushaltsausgleich gefährden. In 
dieſem Zuſammenhang ift auch die Vorſchrift von befonderer 
Bedeutung, daß bei der Beratung und nach Feſtſtellung des 
Haushalts Anträge, die zu einer Mehrausgabe oder Minder⸗ 
einnahme führen würden, in der Vertretungskörperſchaft und 
im kollegialen Gemeindevorſtande nur erörtert werden dürfen, 
wenn innen gleichzeitig ein Dorfchlag über die Deckung der 
dadurch entſtehenden Mehrausgaben oder Mindereinnahmen 
beigefügt ift, der nach dem geltenden Reichs- und Landesrecht 
rechtlich zuläſſig iſt und eine wirkliche Deckung enthält. Da⸗ 
durch werden rein agitatoriſche Anträge im Keime 
erſtickt. Das alles gilt entſprechend für die Gemeindeverbände. 

Die Publizität der gemeindlichen fi- 
nanzgebarung wird dadurch erhöht, daß der Entwurf 
des Haushaltsplanes wahlberechtigten Angehörigen der Ge⸗ 
meinde (des Gemeindeverbandes) auf Verlangen in Abſchrift 
gegen Erſtattung der Koſten zu überlaſſen iſt. Größere Spar⸗ 
ſamkeit wird insbeſondere auch dadurch ſichergeſtellt, daß 
überplan mäßige und außerplanmäßige 
Ausgaben ſowie Haushaltsvorgriffe grund- 
ſätzlich der vorherigen Fuſtimmung der Dertretungskörperſchaft 
bedürfen. die Beamten der Gemeinde oder des Gemeinde⸗ 
verbandes find für diefe Dorfchriften außer acht laſſende 
Sahlungsanweiſungen und Maßnahmen ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, ähnlich wie es hinſichtlich der Reichsbeamten 
in der Reichshaushaltsordnung vorgeſchrieben iſt. enn ſich 
im Laufe des Rechnungsjahres zeigt, daß der im Haushalts- 
plan vorgeſehene Ausgleich in erheblichem Umfange nicht ver⸗ 
wirklicht werden kann, dann darf nicht unbeirrt und planlos 
weitergewirtſchaftet werden, ſondern dann ſind unverzüglich die 
erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Haushalts (in 
erſter Linie durch etwa noch mögliche Ausgabenſenkung und 
nötigenfalls durch die Aufſtellung eines formalen Nach ⸗ 
tragsetats) zu ergreifen. 

Eine ſachlichere Erledigung gemeindlicher Geſchäfte er⸗ 
möglichen Vorſchriften, nach denen die Beſchlußfaſſung für 
beſtimmte Geſchäftszweige oder die Erledigung einzelner Ge⸗ 
ſchäfte und die Beſchlußfaſſung über Angelegenheiten von Be⸗ 
trieben auf nichtöffentlich tagende Gremien 
übertragen werden kann. 

Die Kaffen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
müſſen monatlich mindeſtens einmal ordentlich und jährlich 
mindeſtens zweimal unvermutet geprüft werden. Gemeinden 
und Gemeindeverbände von mehr als 25 000 Einwohnern 
müſſen zur Vornahme der örtlichen Rechnungsprüfung ein 
unabhängiges Rechnungsprüfungsamt ein⸗ 
richten. Jede Gemeinde und jeder Gemeindeverband muß 
Mitglied eines überörtlichen Prüfungs- 
verbandes fein. Die überörtliche Prüfung ift eine ØO rò- 
nungsprüfung (regelmäßige Prüfung des Haushalts-, 
Kaffen- und Rechnungsweſens) und eine Wirtſchafts⸗ 
prüfung (Prüfung der Verwaltung, der Unternehmungen 
und Betriebe auf ihre Wirtſchaftlichkeit und auf die Jwet- 
mäßigkeit der Organiſation). Es iſt beabſichtigt, als ſolche 
überörtliche Prüfungsverbände Organiſationen anzuerkennen, 
die von den kommunalen Spitzenverbänden inzwiſchen an⸗ 
gebahnt worden find, natürlich nur unter der ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Vorausſetzung, daß fie tatfächlich unabhängig find, ihrer 
Aufgabe nach jeder Richtung hin gerecht werden und ein aus- 
reichendes Teilnahme-, Kontroll- und Aufſichtsrecht der Auf⸗ 
ſichtsbehörden ſichergeſtellt wird. Die näheren formalen Vor⸗ 
ſchriften über das Haushalts-, Kaffen- und Rechnungsweſen 


in den einzelnen Gemeinden und Gemeindeverbänden ſollen in 


jeder Gemeinde und in jedem Gemeindeverband durch eine 
Finanzordnung geregelt werden, deren Erlaß, Anderung 
oder Aufhebung der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. 
Hierfür werden Muſterordnungen ausgearbeitet 
werden, von denen nur in den nicht grundſätzlichen Punkten 
nach Maßgabe beſonderer örtlicher Verhältniſſe wird ab- 
gewichen werden dürfen. 

In Gemeinden und Gemeindeverbänden, in denen haupt⸗ 
amtliche beſoldete Beamte und Angeſtellte angeſtellt ſind, iſt 
von dem Gemeindevorſtand ein Stellenplan zu ent⸗ 
werfen und nach Anhörung der Vertretungskörperſchaft feft- 
zuſtellen, nach deffen tatſächlichem Bedarf die Beſoldungs⸗ 
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mittel in den Haushaltsplan einzufegen find. Dieſen Stellen- 
plan darf die Dertretungskörperſchaft nicht ändern, jo daß 
beſſere Gewähr gegen eine Überbeſetzung des gemeindlichen 
Beamtenapparats aus rein parteipolitiſchen Erwägungen ge⸗ 
geben iſt. Um auch diesbezüglich die Aufwendungen auf das 
Unerläßlichſte zu beſchränken, kann die Aufſichtsbehörde mit 
Zuſtimmung der Beſchlußbehörde in den Fällen, in denen im 
Stellenplan eine hinreichende Verminderung der Stellenzahl 
nicht vorgeſehen iſt, weitere Stellen als künftig wegfallend be⸗ 


zeichnen; dieſe Stellen dürfen dann im Falle des Freiwerdens 
nicht wieder beſetzt werden. 

Das nähere Studium der beiden Verordnungen wird jedem 
Unbefangenen zeigen, daß ſie geeignet ſind, die Wiederholung 
von Fehlern der gemeindlichen Finanzgebarung, wie ſie in der 
Vergangenheit zu bedauern waren, ſo gut wie auszuſchließen, 
zugleich aber im Intereſſe einer wirklichen Selbſtverwaltung 
die Selbſtverantwortung zu ſtärken und damit den wahren 
Intereſſen der Selbſtverwaltung im höchſten Maße zu dienen. 


Der gegenwärtige Stand der deutſchen Deviſenpolitik 


Don Dr. Hans Hartenſtein 


Während in den erſten fünf Monaten der Deviſenbewirtſchaftung 
— bis zum Ende des Jahres 1951 — die Reichsbank noch erheb⸗ 
liche Beträge aus ihren Gold- und Deviſenbeſtänden der Wirtſchaft 
zur Verfügung ſtellen mußte, waren die durchſchnittlichen monat- 
lichen Deviſenverluſte im erſten Vierteljahr 1952 bereits weſentlich 
geringer. Sie nahmen bis zum Juli d. J. weiter ſtark ab, obgleich 
es ſich während dieſer Zeit als notwendig erwieſen hatte, außer⸗ 
halb der gewöhnlichen Amortiſationen und Zinszahlungen beſondere 
Kapitalrüdzahlungen auf einzelne Kredite, z. B. den Rediskont⸗ 
kredit der Reichsbank, den Kredit der Deutſchen Golddiskontbank, 
den Lee⸗Higginſon⸗Kredit des Reiches u. a., vorzunehmen. Im 
Auguſt 1952 trat im Beſtande der Reichsbank erſtmalig ſeit längerer 
Seit ein Zugang von etwa 50 Millionen RM. ein. Auch neuer- 
dings weiſen die Wochenausweiſe regelmäßig eine kleine Zunahme 
auf. Ob mit einem Anhalten dieſer günſtigen Entwicklung gerechnet 
werden kann, hängt von der Entwicklung der verſchiedenen Poſten 
der deutſchen Zahlungsbilanz in den nächſten Monaten 
ab. Es iſt bekannt, daß dieſe Bilanz, ſoweit es ſich um den 
Kapitalverkehr handelt, erheblich aii ift und daß der Mehrbedarf 
aus dem deutſchen Ausfuhrüberſchuß und aus dem Aktivſaldo der 
ſogenannten Dienſtleiſtungen (Schiffahrt, Verſicherungsweſen, Reife- 
verkehr uſw.) gedeckt werden muß. Der weitaus größte Poſten der 
Kapitalbilanz find die Zinfen auf die lang- und kurzfriſtigen Kredite 
Deutſchlands, die im Monat etwa 100 Millionen RM. betragen 
mögen. Daneben ſtehen die Leiſtungen für die planmäßige Tilgung 
der langfriſtigen Auslandsanleihen, während Kapitalrüdzahlungen 
für kurz- und mittelfriſtige Kredite durch die Deviſenverordnung 
und die Beſtimmungen der Stillhalteabkommen faſt ganz unterbunden 
find. Demgegenüber ſpielen die laufenden Eingänge aus deutſchen 
Krediten und Beteiligungen im Ausland kaum eine nennenswerte 
Rolle. Zur Erfüllung der danach zu deckenden laufenden Verpflich⸗ 
tungen dient in erſter Linie der Überſchuß aus dem Warenverkehr, 
der im Durchſchnitt der erſten neun Monate dieſes Jahres etwa 
90 Millionen RM. betrug. Dazu tritt der Überſchuß aus den fo- 
genannten Dienſtleiſtungen, der ſich im Monatsdurchſchnitt auf etwa 
10 Millionen RM. belaufen mag. 

Die Tatſache, daß die Deviſenbilanz in den letzten Monaten 
ziemlich ausgeglichen war, gibt der Hoffnung Raum, daß der gegen- 
wärtige, ſchon ſtark geſchrumpfte Ausfuhrüberſchuß zuſammen mit 
dem Überſchuß aus den Dienſtleiſtungen für die nächſte Zeit den 
Mehrbedarf aus dem Kapitalverkehr decken wird. Allerdings kann 
man die Außenhandelszahlen den verſchiedenen Poſten der Fahlungs⸗ 
bilanz nicht unmittelbar gegenüberſtellen, da die Forderungen aus 
dem Warenverkehr mit einer durch die Areditfriſten im Export- 
geſchäft bedingten zeitlichen Derfchiebung hereinkommen. Vielleicht 
find auch von den hohen Ausfuhrüberſchüſſen in der zweiten Hälfte 
1951 erhebliche Beträge infolge der Unficherheit der deutſchen Der- 
hältnifje entgegen den beſtehenden Beſtimmungen draußen ſtehenge⸗ 
blieben. Darin mag bei einem Wiedererwachen des Dertrauens eine 
gewiſſe Reſerve ſtecken, durch die ſich die Fahlungsbilanz in den 
kommenden Monaten beffer geſtaltet, als man es nach der Handels- 
bilanz erwarten ſollte. Auch läßt die günſtige Ernte für das 
kommende Jahr eine Verminderung des Einfuhrbedarfs erhoffen. 
Doch bleibt es eine ernſte Aufgabe der deutſchen Deviſenpolitik, 
alles zu tun, um die einzelnen Pojten der Zahlungsbilanz günſtiger 
zu beeinfluſſen. 

Was kann in dieſer Hinficht geſchehend Auf dem Gebiet des 
Kapitalverkehrs erwächſt zweifellos eine weſentliche Der- 
ringerung unſerer laufenden Verpflichtungen aus dem zähen Kampf, 
den die Keichsbank in den letzten Monaten um eine Herabſetzung 
der Stillhaltezinſen geführt hat. Sie hat in mühevollen Verhand- 
lungen erreicht, daß der SZinsſatz für die Stillhaltegelder, der im 
Frühjahr noch vielfach 8 v. H. und mehr betrug, bei Bankkrediten 
feit September allgemein auf höchſtens 5 v. H., bei Induſtriekrediten 
auf 6 v. H. herabgeſetzt worden ift. Ob auf dieſem Gebiet in ab- 
ſehbarer Zeit eine weitere Entlaſtung möglich iſt, erſcheint zen 
haft. Man hat im Frühſommer dieſes Jahres unter dem Eindruck 
der andauernden hohen Deviſenabflüſſe den Gedanken einer Ein- 


ſchränkung des Anleihedienſtes erwogen, ſei es in der Form einer 
mehr oder weniger freiwilligen Zinsherabjegung, fei es in der einer 
vorübergehenden Einſtellung des Transfers der Tilgungsraten. 
Nachdem im Gefolge der Lauſanner Konferenz eine gewiſſe Ent- 
ſpannung der weltwirtſchaftlichen Atmoſphäre eingetreten iſt und 
die Reichsregierung in ihrem Wirtſchaftsprogramm fih zu einer 
Politik der Überwindung der Kriſe entſchloſſen hat, werden ders 
artige Gedanken zurücktreten müſſen. Bei einem Scheitern der 
Reparationsverhandlungen hätte man im Ausland wohl auf Dera 
ſtändnis für eine allgemeine Beſchränkung des Anleihedienſtes 
rechnen können. Im Zeichen der Wiederankurbelung der Wirtſchaft 
müßte wohl ein ſolcher Derfuch das zarte Pflänzchen des wieder- 
erwachenden weltwirtſchaftlichen Vertrauens ſchwer gefährden. 


Unter dieſen Umſtänden gewinnen alle Bemühungen, von 
ſeiten des Warenverkehrs her die deutſche Fahlungsbilanz 
zu verbeſſern, eine erhöhte Bedeutung. In welchem Ausmaße die 
Autarkiebeſtrebungen und handelspolitiſchen Bemmniſſe überall in 
der Welt unſere Ausfuhr erſchweren und damit die deutſche Deviſen⸗ 
bilanz beeinträchtigen, iſt bekannt. Betrachtet man im beſonderen 
die durch die Deviſenbewirtſchaftung im Ausland bedingten 
Hemmungen, jo muß man feſtſtellen, daß fih in den letzten Monaten 
die Derhältniffe in Südoſteuropa und in Südamerika noch ver- 
ſchlechtert haben. Es wird immer ſchwieriger, alte oder neu ent- 
ſtehende Forderungen aus dieſen Ländern hereinzubringen. Man 
kann den Umfang der deutſchen Forderungen, die z. 5. durch aus⸗ 
ländiſche Fahlungsbeſchränkungen draußen feſtliegen, auf etwa 
600 Millionen AM. veranſchlagen. An der Spitze ſteht dabei wohl 
Öfterreich. Aber auch in Ungarn, der Tſchechoſlowakei, Argentinien, 
Rumänien, Jugoflawien, Braſilien, Chile und Griechenland find 
erhebliche deutſche Forderungen eingefroren. 


Die Reichsbank bemüht ſich nicht ohne Erfolg, durch Abkommen 
mit den betreffenden Nationalbanken, zum Teil auf der Grundlage 
des Verrechnungsverkehrs mit den in Deutſchland fejt- 
liegenden Sperrguthaben, dieſe eingefrorenen Gelder aufzutauen. 
Sie ſucht auch durch Bevorſchuſſung der in den Ländern mit Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung eingefrorenen Guthaben die Lage der deutſchen 
Exporteure zu erleichtern. Daneben bleibt die mindeſtens ebenſo 
wichtige Aufgabe, das Geſchäft mit dieſen Ländern einigermaßen 
aufrecht zu erhalten, ohne doch dauernd neue Guthaben draußen 
feſtfrieren zu laſſen. Dabei ſind eigentliche Clearingverträge, die 
eine Zeitlang das Schema der Zukunft für den zwiſchenſtaatlichen 
Zahlungsverkehr zu bilden ſchienen, wieder mehr in den Hinter- 
grund getreten. Der deutfch-ungarifche Clearingvertrag hat keine 
Nachfolger bekommen. Statt deffen hat die Reichsbank neuerdings 
mit den Notenbanken in Lettland, Eſtland, Dänemark, Griechen⸗ 
land, Jugoſlawien und Bulgarien Abkommen geſchloſſen, wonach 
im Zahlungsverkehr zwiſchen den beiden Ländern jeweils nach 
Möglichkeit eine fremde Währung ausgeſchloſſen und der Fahlungs⸗ 
verkehr weitgehend durch Verrechnung vollzogen werden foll. Die 
Reichsbank geht dabei von der Hoffnung aus, daß man in jenen 
Ländern eher bereit ſein werde, deutſche Waren aufzunehmen, wenn 
dafür effektive Devifenzahlungen nicht erforderlich find. Auch das 
Warentauſchgeſchäft, das man bis vor kurzem als einer vor- 
kapitaliſtiſchen Epoche zugehörig angeſehen hatte, gewinnt eine 
wachſende Bedeutung. Erzeugniſſe, an deren Ausfuhr Länder mit 
beſchränktem Fahlungsverkehr lebenswichtig intereſſiert ſind — bei 
Bulgarien und Griechenland z. B. Tabak, bei Braſilien Kaffee —, 
werden dieſen Ländern in unmittelbarer Verrechnung gegen deutſche 
Ausfuhrwaren abgenommen. 

Während ſo die deutſche Deviſenpolitik verſucht, gegen die Wir⸗ 
kungen der ausländiſchen Deviſenvorſchriften anzukämpfen und die 
entſtandenen Hemmungen für den deutſchen Außenhandel zu über- 
winden, befindet ſie ſich anderen Ländern gegenüber in der Ver⸗ 
teidigungsſtellung. Seit Ende 1951 war es notwendig geworden, 
die Deviſenkontingente der Importeure zu kürzen, um alle über das 
volkswirtſchaftlich unbedingt Notwendige hinausgehenden Einfuhr- 
zahlungen zu vermeiden. Das hat allmählich zu einer ſcharfen 
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Gegenbewegung in anderen von Deviſenzwangswirtſchaft freien 
Ländern geführt, die ihre Ausfuhr nach Deutſchland durch die deut⸗ 
chen Beſtimmungen beeinträchtigt ſahen. Zwar hat es Deutſchland 
isher vermieden, ſeine Deviſenbewirtſchaftung zum Mittel der 
Handelspolitik zu machen, d. h. in der Deviſenzuteilung für die 
Einfuhr nach den verſchiedenen Warenarten zu unterſcheiden. Die 
Deviſenkontingente werden für alle Importeure einheitlich nach den 
gleichen Grundſätzen feſtgeſetzt und, ſoweit die Deviſenlage dies 
erfordert, einheitlich mit den gleichen Prozentſätzen gekürzt. Dadurch 
kennzeichnen ſich dieſe Beſchränkungen eindeutig als währungs⸗ 
politiſche Notmaßnahmen. Ein Verſtoß gegen die handels vertraglich 
feſtgelegte Meiſtbegünſtigung konnte Deutſchland von keiner Seite 
vorgeworfen werden. Dennoch blieben Gegenmaßnahmen 
des Auslandes oder wenigſtens Drohungen mit ſolchen nicht 
aus. So kam es in den letzten Monaten zu Abkommen mit einer 
Reihe von Staaten, insbeſondere der Schweiz, Italien, Dänemark 
und Schweden, in denen in mehr oder weniger großem Umfange, 
meiſt beſchränkt auf beſtimmte Warenarten oder beſtimmte Mengen, 
zugeſtanden wurde, daß die deutſchen Importeure außerhalb ihrer 
Kontingente Zahlungen für die Einfuhr aus dieſen Ländern auf 
ein beſonderes Konto bei der Reichsbank leiſten, aus dem deutſche 
Exporte nach dieſen Ländern bezahlt werden können. Die Kündi⸗ 
gung eines derartigen Abkommens mit Italien hat vor einigen 
Wochen den Anlaß zu einſchneidenden Gegenmaßnahmen der 
italieniſchen Regierung gegeben. In dem daraufhin neu ab- 
geſchloſſenen Abkommen wurde ausdrücklich feſtgelegt, daß das 
frühere Verhältnis von Aus- und Einfuhr durch die vorgeſehenen 
zuſätzlichen Zahlungen der deutſchen Importeure keine Anderung 


zuungunſten Deutſchlands erfahren ſoll. Soweit ſo eine zuſätzliche 
Einfuhr bezahlt wird durch eine zuſätzliche Ausfuhr, bedeutet dies 
offenbar eine wirtſchaftlich erwünſchte Ausweitung des Handels- 
volumens ohne Belaſtung der Deviſenbilanz. 

Man hat in den letzten Wochen mehrfach die Frage aufgeworfen, 
wie eine Beſſerung der Konjunktur auf die deutſche 
Deviſenlage wirken werde. Dieſe Wirkungen ſind nicht eindeutig. 
Offenbar würde eine Belebung der Wirtſchaft eine geſteigerte Roh⸗ 
ſtoffeinfuhr auslöfen, deren belaſtende Folgen für die Zahlungs- 
bilanz durch eine zent der Rohſtoffpreiſe noch geſteigert würde. 
Wahrſcheinlich würde die Ausfuhr ſowohl mengen- wie preismäßig 
dieſe Aufwärtsbewegung nicht ſofort mitmachen, da es ſich bei der 
deutſchen Ausfuhr bekanntlich vorwiegend um Fertigwaren handelt. 
Es ſcheint alſo zunächſt, als ob die vom Warenverkehr her beſtimmten 
Poſten der Zahlungsbilanz eine ungünſtige Beeinfluſſung erfahren 
würden. Dem ſteht aber gegenüber, daß eine Belebung des all- 
gemeinen Vertrauens wahrſcheinlich zu einem erheblichen Rüdfluß 
von Fluchtkapital führen würde, und daß das Ausland bei dieſer 
Sachlage wohl auch in weiterem Ausmaße als bisher bereit wäre, 
Kredite zur Finanzierung der Rohftoffeinfuhr und darüber hinaus 
Betriebskredite für den Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft zur Ver⸗ 
fügung zu er Die Hoffnung jcheint nicht unberechtigt, daß diefe 
günſtigen Momente die ungünſtigen mehr als ausgleichen werden. 
Jedenfalls beſteht kein Anlaß, einer Konjunkturbelebung unter dem 
Geſichtspunkt der Währungslage mit Sorge entgegenzuſehen, wenn 
die deutſche Wirtſchaftspolitik — und in erſter Linie die Handels- 
politik und die Kapitalpolitik — mit der nötigen Dorficht und 
Behutſamkeit geführt wird. 


Hoffnung für den deutſchen Wald 


Von Staatsſekretär a. D. Dr. R. von Kühlmann 


Erſt wenn bei einem längeren Fluge das Auge des Beobachters 
über weite Gaue Deutſchlands ſchweift, wird ganz deutlich, wie 
große Teile unſeres Vaterlandes heute noch mit Wald beſtanden 
ind. Von der Geſamtfläche iſt in Norddeutſchland etwa ein Viertel 

ald, in Süddeutſchland und in den Gebirgsgegenden bis zu ein 
Drittel. Waldwirtſchaft iſt in Deutſchland betrieben worden, ſoweit 
man in der Geſchichte zurückgehen kann. Die Waldwirtſchaft ſteht 
in unſerem Daterlande höher als in irgendeinem anderen Lande. 

Dabei iſt der Waldbeſitz außerordentlich weit verteilt. Von 
kleinen Bergbauern an, die einige 
Morgen ihr Eigen nennen, bis 
herauf zu den Bundesſtaaten 
nehmen am Waldbeſitz gleich⸗ 
mäßig weite Schichten der Be⸗ 
völkerung teil. Der Preuß iſche 
Staat ijt wohl der größte Wald⸗ 
beſitzer der Welt, aber auch die 
anderen Bundesſtaaten, beſonders 
Bayern, verfügen über anfehn- 
liche und wertvolle Forſtbeſtände. 
In normalen Zeiten galt Wald⸗ 
beſitz mit als die ſicherſte Der- 
mögensanlage, die Renten waren 
nicht übertrieben hoch, dafür 
war aber nachhaltige Wirtſchaft 
und gleichmäßiges Einkommen 
geſichert. Waldbeſitz galt als die 
zuverläſſigſte und konſervativſte 
Form der Kapitalanlage. Un- 
zählige deutſche Wirtſchaften, 
von den Kleinbauern, Gemein- 
den bis zu den Standesherren, 
ſind dank dem Walde durch alle 
ſchweren Zeiten durchgetragen 
worden. der Wald bildete 
ſtets die Kapitalreferve des Landwirtes, des großen und des 
kleinen; in Zeiten ſchwerer ökonmiſcher Kriſen konnte er 
ſtets auf das Waldkapital zurückgreifen und ſich ſo über das 
Schlimmſte hinweghelfen. Bei dieſem engen und unlöslichen Zu- 
ſammenhang zwiſchen Grundbeſitz und Waldbeſitz war es ſchwer 
verſtändlich, daß ſelbſt zu Zeiten, wo die Entſchloſſenheit der Re- 
gierung, den Grundbeſitz aus ſtaatspolitiſchen Gründen zu feſtigen, 
über allen Zweifel erhaben war, der Ackerbau in Form von Söllen 
und anderen Forderungen in jeder Weiſe geſtützt wurde, ſelbſt die 
Milchwirtſchaft Aufmerkſamkeit und Hilfe fand, der deutſche Wald 
aber ſchutzlos der Konkurrenz des Auslandes preisgegeben war. 
Dieſe Konkurrenz war in Fällen wie 8 Polen und 
Finnland durch valutarifche Derhältniffe begünſtigt; im Falle Ruß⸗ 
land ſowohl durch Valuta als auch durch ein Regierungsſyſtem, 
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welches alle früheren Berechnungsgrundlagen vollftändig über den 
Haufen geworfen hat. Erft im Laufe diefes Jahres find regierungs- 
feits Anſtrengungen gemacht worden, um den Schuß, den man der 
Erzeugung des deutſchen Bodens überhaupt zu gewähren entſchloſſen 
war, auch auf den Forſt auszudehnen. 

In der Holzverſorgung kann das in neuerer Zeit zu fo großer 
Beliebtheit gelangte Schlagwort der Autarkie keine Anwendung 
finden. Das Dorkriegs⸗Deutſchland war fiets von anderen Ländern 
für Holzzufhuß abhängig, und das Nachkriegs⸗Deutſchland mußte 
nach dem Derluft bedeutender 
Forſtgebiete im Oſten und 
Weſten noch ſtärker auf den aus⸗ 
ländiſchen Zuſchußimport ange- 
wieſen ſein. Es entſprach aber 

der Geſamttendenz einer konſer⸗ 

8 vativen und auf Erhaltung der 
deutſchen Subſtanz gerichteten 
Denkungsart, dafür zu ſorgen, 
daß zur Deckung deutſcher Fn- 
landsbedürfniſſe zunächſt einmal 
die deutſche Produktion vorzugs⸗ 
weiſe herangezogen, und daß der 
ausländiſche Import lediglich 
zur Befriedigung des überſchüſſi⸗ 
gen Bedarfs verwendet werde. 
Es werden je nach der Markt⸗ 
lage elf bis neunzehn Millionen 
Feſtmeter in Deutſchland einge⸗ 
4 führt. Es ift keineswegs iber- 
; A. trieben zu jagen, daß, hätte man 
DE früher, ſtatt jetzt in elfter 
7 205 Stunde, den der deutſchen 
by 205 Produktion im allgemeinen ge⸗ 

: währten Schutz auf die Holz- 

= 2 wirtſchaft ausgedehnt, zahlreiche 
wirtſchaftlich und politiſch wertvolle Exiſtenzen vor dem Ju- 
ſammenbruch bewahrt geblieben wären; weder wäre die Arbeits⸗ 
loſigkeit ſo ins Ungemeſſene geſtiegen, noch wäre die Steuerkraft 
des platten Landes in jo kataſtropghaler Weiſe abgefallen. In ganz 
Süd- und Mitteldeutſchland ift im Winter ein großer Teil der 
männlichen Bevölkerung im Holzſchlag und im Holztransport be» 
ſchäftigt. Da in vielen deutſchen Forſten wegen des daniederliegen⸗ 
den Marktes in dem letzten Winter wenig oder nichts geſchlagen 
worden iſt, fielen zahlreiche Exiſtenzen der Arbeitsloſenunterſtützung 
zur Laſt, die ſonſt nützlich hätten verwendet werden können. Daß 
die Aufrechterhaltung einer halbwegs genügenden Waldrente der 
Steuerfähigkeit der Bevölkerung im weiteſten Umfange zugute 
kommt, bedarf keines Beweiſes. Lange hat es gedauert, bis die 
handelspolitiſchen Bedenken überwunden werden konnten, welche 
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fih einem vernünftigen Waldſchutz entgegenſtellten. Die Regierung 
hat durch Kündigung der Handelsverträge, in welchen Holzzölle 
gebunden waren, alles Nötige getan, um in abſehbarer Zeit Be- 
wegungsfreiheit auf dieſem Gebiete zu haben. 

Es iſt klar, daß das Ausland verſucht, ſich ſeiner Haut zu 
wehren und ſich den deutſchen inneren Markt als Tummelplatz 
freizuhalten. Während aber bei gewiſſen anderen Erzeugniſſen der 
Landwirtſchaft und des Gartens der Widerſtand des Auslandes durch 
die Befürchtung befeuert wird, Deutſchland könne zur vollen Deckung 
des eigenen Bedarfs übergehen und ſich vom Import ganz frei⸗ 
machen, fällt beim Wald dieſe Befürchtung weg; denn, wie geſagt, 
Deutſchland wird immer einen erheblichen Holzzuſchuß brauchen und 
bereit ſein, dieſen einzuführen, wenn die gz get der deutſchen 
Verſorgung zunächſt einmal dem deutſchen Holz geſichert ift. Über 
die Frage, wie die zollpolitiſchen Schutzmaßnahmen ausſehen ſollen, 
die den beſprochenen Zweck verwirklichen helfen, ſei an dieſer Stelle 
nicht näher eingegangen. Wir möchten aber nicht unterlaſſen, auf 
eine Reihe von Maßnahmen hinzuweiſen, welche heute ſchon ge⸗ 
eignet ſcheinen, den ſchwer leidenden Waldbeſitzern unter die Arme 
zu greifen. 

Unter dieſen Maßnahmen möchten wir in erſter Linie nennen: 
weitgehende Bindungen der Staaten, Städte, Derficherungsförper 
und ſo weiter, beim Bau und der Möblierung neuer Gebäude aus⸗ 
ſchließlich deutſches Holz zu verwenden. Leider find bis in die 
neueſte Zeit hinein Beiſpiele nicht jo 
ſelten geweſen, daß Bauherren aus den 
obengenannten Kategorien Verwendung 
ausländiſcher Hölzer im Laſtenheft direkt 
verlangt oder vorgeſchrieben haben. Es 
beſteht kein Zweifel, daß, wenn die 
Regierung in dieſer Beziehung die Ini⸗ 
tiative ergreift, ſich ein gewaltiger Kreis 
von Intereſſenten finden wird, der ſich 
vertragsmäßig unter Feſtſetzung hoher 
Konventionalſtrafen bindet, für ſolche 
Bauten und ihre Ausſtattung nur deut⸗ 
ſches Holz zu verwenden. 

Auch bei dem ungeheuren Bedarf der 
Reichsbahn gerade an Schwellenmaterial 
und der Keichspoſt an Telegraphenmaſten 
könnte man an Ahnliches denken. Fach⸗ 
leute verſichern, daß zu hohe Anſprüche 
der Verwaltungen an Schönheit des von 
ihr zu benutzenden Materials häufig die 
Bevorzugung ausländiſcher Erzeugniſſe zur 
unmittelbaren Folge hat. Dieſe großen 
Organiſationen ſind doch nur lebendige 
Stücke des deutſchen Körpers und wür⸗ 
den ſicher bei richtiger Führung Sorge 
tragen, ſich von dem Gedanken leiten zu 
laſſen, bei der Derforgung den Schutz des 
deutſchen Produkts allen anderen Er⸗ 
wägungen voranzuſtellen. 

Es kann kaum ein Sweifel be⸗ 
ſtehen, daß für gewiſſe Zwecke, ins- 
beſondere bei Bauten, Eiſen und Stahl 
im Vordringen ſind und wahrſcheinlich 
auch in Zukunft in ſteigendem Maße 
Holz verdrängen werden. Um ſo wich⸗ 
tiger ift es, allen neuen Verwertungs- 
möglichkeiten br das Produft des Waldes mit vermehrtem Eifer 
nachzugehen. Is zukunftsreich erſcheint die Holzvergaſung. Holz- 
gas eignet ſich zum Antrieb von Exploſionsmotoren mindeſtens ſo 
gut wie die heute faſt ausſchließlich gebrauchten Benzin⸗ und 
Benzolgemiſche. Holzgas hat fih bei ſtehenden Anlagen ſehr be⸗ 
währt; neuerdings ift man dazu übergegangen, Laſtautos aller Kon⸗ 
e mit Holzvergaſern auszurüſten. Die franzöſiſche Armee⸗ 

itung hat dieſen Problemen die größte Aufmerkſamkeit zugewandt, 
und gutem Vernehmen nach ſoll ein nicht unweſentlicher Teil des 
mechanifierten franzöſiſchen Armeetrains auf Holzgas eingeſtellt fein. 
Es iſt in der Öffentlichkeit nicht bekannt geworden, ob und in 
welchem Umfange die deutſche Heeresleitung der Frage Aufmerk- 
er zugewendet hat. In Deutſchland arbeitet eine ganze 

nzahl Firmen an der Vervollkommnung des Holzgasautos. 
Es laufen ſchon zahlreiche Holzgaslaſtzüge in Deutſchland, und 
alles, was man über die Ergebniſſe hört, lautet recht er⸗ 
mutigend. Es ſcheint, daß durch Verwendung von Holzgas die 
Betriebsſtoffkoſten per Kilometer ſich etwa auf ein Fünftel der 
normalen Betriebskoſten ſtellen. Erwägt man, wie ſchwer die 
Benzineinfuhr immer noch unſere Handelsbilanz belaſtet, ſo müßte 
das Biel, Benzin ſoweit als irgendmöglich durch Holzgas zu 
erſetzen, höchſt erſtrebenswert erſcheinen. Der Staat kann in 
dieſer Beziehung helfend eingreifen, indem er einmal ſelbſt mit 
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großen ihm zur Derfügung jtehenden Mitteln die Arbeit, die 


auf Herſtellung eines vollkommen einwandfreien Holzgas motors ab» 
zielt, unterſtützt. Ein weiteres ſehr geeignetes Mittel wäre, ent⸗ 
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weder den Laſtautobeſitzern zur Anſchaffung eines Holzvergaſers 
einen Barzuſchuß oder aber dem mit ſolchem Apparat ausgeſtatteten 
Wagen einen ſo weitgehenden Nachlaß in der Steuer zuzubilligen, 
daß in vernünftiger Zeit, jagen wir etwa einem Jahre, die Amorti« 
fation der Neuanſchaffung durchgeführt werden könnte. 

Auf dem Gebiet der chemiſchen Holzverwertung find bedeutende 
Fortſchritte erzielt worden; täglich werden neue Entdeckungen ge⸗ 
macht; auch hier wäre es erwünſcht, und würde das Budget keines ⸗ 
falls merklich belaſten, wenn der Staat, der Hauptintereſſent an 
rationeller Holzverwertung, die einſchlägigen Studien und Verſuche 
unterſtützen wollte. Es iſt neueren Forſchungen gelungen, das Holz 
chemiſch derart zu zerlegen, daß daraus eine fpinnfähige Feinfaſer 
gewonnen wurde. Dieſe kann verſponnen und verwoben werden 
wie jede Pflanzenfaſer und dürfte in Zukunft der ausländiſchen 
Jute merkliche Konkurrenz bereiten. 

Die Verſuche, auch die deutſche Buche zur Celluloſenfabrikation 
zu verwenden, find erfolgreich geweſen. Dem Verfahren haften aber 
noch Hinderkrankheiten an, die feine Derallgemeinerung bisher ver⸗ 
hindert haben. 

Es ergibt fih aljo, daß, abgeſehen don der Notwendigkeit 
eines ausgiebigeren Follſchutzes, für das Produkt des deutſchen 
Waldes daneben noch eine ganze Anzahl Derwendungsmöglichkeiten 
ſich bieten, deren Ausnutzung der Staat mit allen Mitteln fördern 
ſollte. Wie groß das Intereſſe, ſpeziell Preußens, an dieſen Fragen 

ift, erſieht man daraus, daß im Wirt- 
1951 an Stelle eines ges 
ſchätzten Überſchuſſes von 55 Millionen 
Mark wahrſcheinlich ein Fehlbetrag von 
etwa 22 Millionen Mark ſich heraus⸗ 
ſtellen wird, alſo ein Ausfall von rund 
55 Millionen Mark im Forſtetat allein. 
Auch in den Kommunal- und Privat- 
forſten wird zum allergrößten Teil mit 
Defizit gearbeitet; im günſtigſten Falle 
halten ſich Einnahmen und Ausgaben die 
Waage. — Es iſt der zähen Liebe des 
Deutſchen zu ſeinem Walde gelungen, die 
koſtbare Subſtanz durch alle Nöte des 
Krieges, der Revolution und der Jn- 
flation im großen ganzen ziemlich un⸗ 
verſehrt durchzuretten und ſomit einen 
wertvollen Teil des deutſchen National- 
kapitals zu erhalten. Die beſten 
Autoritäten vertreten die Anſicht, daß 
der Weltverbrauch an Holz, der immer 
noch rapide zunimmt, den Zuwachs um 
ein Erhebliches übertrifft, ſo daß, wenn 
einmal die mit Raubbau ausgebeuteten 
Reſerven, wie insbeſondere die ruſſiſchen, 
erſchöpft ſind, man zum mindeſten mit 
einer gewiſſen Stetigkeit des Holzpreiſes 
wird rechnen können. Holz, deſſen Der- 
wertungsmöglichkeiten, wie dargelegt, noch 
bedeutende Entwicklungen zulaſſen, unter- 
ſcheidet ſich dadurch von den anderen 
Bodenprodukten, insbeſondere Metallen 
und Kohlen, daß bei dieſen ein reiner Raub⸗ 
bau getrieben wird, und die entnom⸗ 
menen Quantitäten ſich niemals wieder 
erſetzen, während Holz immer zuwächſt 
und ſich erneuert, ſo daß bei pfleglichem Umgehen mit den Forſten 
der Welt eine gleichmäßige Verſorgung geſichert erſcheint. 

Während die Intereſſen der Landwirtſchaft von zahlreichen 
Vereinen, Korporationen und Individuen laut und mit Nachdruck 
vertreten werden, iſt es um die Vertretung der forſtlichen Intereſſen 
viel ſtiller geweſen. Worauf dieſer auffallende Unterſchied zurück⸗ 
zuführen iſt, ſei hier nicht näher unterſucht. Eins ſcheint aber 
ſicher: eine Regierung, die Erhaltung der deutſchen Subſtanz, Schutz 
der Früchte des deutſchen Bodens auf ihre Fahnen geſchrieben hat, 
könnte keinen Feldzug unternehmen, der in allen Kreifen der Bes 
völkerung lauteren Widerhall findet und Sympathien erwirbt, als 
einen großen, auch propagandiſtiſch ſtark unterſtrichenen Kreuzzug 
für den deutſchen Wald und die Millionen Deutſcher, deren Wohl 
und Wehe von 17 Gedeihen oder Verfall abhängt. All die 
aufgeführten Maßnahmen, denen ſich ſicher noch weitere zugeſellen 
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ließen, würden wenig koſten, aljo keine fühlbare Belaſtung des 
Budgets verurſachen, dafür aber Hunderttauſenden Arbeit geben, 
die Steuerkraft aller Schichten ſtärken und uns ein koſtbares Erbe 
weiter erhalten, welches uns unſere Väter zu treuen Händen über⸗ 
macht haben. Spürt das Volk, daß die Regierung Liebe zum deut⸗ 
(an Walde hat, daß fie entſchloſſen ift, ſeine Belange mit allen 

itteln zu vertreten und fieht es, daß auch von dieſer Seite her 
die Probleme mit Energie angepadt werden, jo wird in weite Schichten 
des Volkes wieder Mut und Zuverſicht getragen, die erjte und 
wichtigſte Vorausſetzung für eine Überwindung der ſchrecklichen 
Kriſe, unter der alle ſo unſäglich leiden. 
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Die Freie Stadt Danzig fteht in ſchwerſtem Kampf um das 
Leben ihrer Wirtſchaft. Mehr als 25 v. H. der erwerbsfähigen Be- 
völkerung ſind gegenwärtig arbeitslos. Der Steuerausfall und die 
Belaſtung des Staates durch die Erwerbsloſen⸗ und Wohlfahrtsfür⸗ 
forge werden nach einer vor⸗ 
läufigen Schätzung des Senats 
bei einem Geſamtetat des Staa- 
tes von 85 Millionen Gulden 
und der Kommune Danzig von 
55 Millionen Gulden in dieſem 
Jahre mindeſtens 52 Millionen 
betragen. Das bedeutet, wenn 
keine Anderung eintritt, ſchwerſte 
Bedrohung der Finanzen der 
Freien Stadt. — Der Grund für 
diefe Not ift in den wirt- 
ſchaftlichen Erdroſſee 
lungsmaß nahmen zu ſehen, 
die Polen vorerſt vom Völker- 
bund ungehindert gegen Danzig 
handhabt, und zu denen es un⸗ 
mittelbar nach der Entſcheidung 
des Haager Gerichtshofes über 
die Unzuläſſigkeit der polniſchen 
Forderung nach Einräumung der 
Gleichberechtigung in Danzig 
vom 26. Februar 1952 ge⸗ 
ſchritten iſt. Polen will Dan⸗ 
zig durch Vernichtung ſeiner 
Wirtſchaft zur Preisgabe ſeiner 
Souveränität zwingen, die es auf anderem, auf politiſchem Wege, 
vorläufig wenigſtens, nicht beſeitigen konnte. 

Worin beſteht nun die polniſche „Aktion“ im einzelnen d 

Obwohl 
des Völkerbundes vom 15. Auguſt 1921 zur vollen Ausnutzung des 
Danziger Hafens verpflichtet iſt, obgleich die Einrichtungen und An⸗ 
lagen des Danziger Hafens zur Bewältigung des geſamten polniſchen 
ſeewärtigen Außenhandels völlig ausreichen und in jedem beliebigen 
Umfang ausbaufähig ſind, hat Polen in unmittelbarer Nähe von 
Danzig, 14 km entfernt, den Hafen Gdingen ausgebaut, deffen 
Umſchlagskapazität der Leiſtungsfähigkeit des Danziger Hafens heute 
bereits gleichkommt und deſſen Umſchlagskoſten durch die polniſche 
Regierung künſtlich niedrig gehalten werden. Die Mittel für Bau 
und Unterhaltung der Hafenanlagen wurden vom polniſchen Staate 
zinslos und unter Verzicht auf Amortiſierung bereitgeſtellt. Die 
Bafengebühren in Gdingen können infolgedeſſen niedriger gehalten 
werden als in irgendeinem anderen europäiſchen Hafen. Hierzu 
kommen weitere Privilegien, die 
der polniſche Staat den Erpor- 
teuren und Importeuren bei 
Inanſpruchnahme des Gdinger 
Hafens direkt oder indirekt ge⸗ 
währt. Die ſtaatlichen Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften bzw. die vom 
polniſchen Staat ſubventionierten 
polniſchenSchiffahrtsgeſellſchaften 
gewähren den Importeuren und 
den Exporteuren weitgehende 
Dergünftigungen. Anträge auf 
Einfuhrgenehmigung oder Foll⸗ 
nachlaß werden vom polniſchen 
Finanzminiſterium unterſchied⸗ 
lich behandelt, je nachdem, ob 
es ſich um die Einfuhr über 
Gdingen oder über Danzig han⸗ 
delt. Das Landwirtſchaftsmini⸗ 
ſterium wiederum, das auf Grund 
beſonderer Deterinärvorfchriften 
über die Einfuhr und Durch⸗ 
fuhr von Tieren, Kadavern, 
Tierteilen und ähnlichen Er⸗ 
zeugniſſen entſcheidet, bewilligt 
Einfuhranträge grundſätzlich nur 
über Gdingen und lehnt Anträge, die auf den Danziger 
Hafen lauten, ab. Durch eine beſondere Verordnung des polniſchen 
Staatspräfidenten vom 1. Juni 1951 ift ferner der Auswanderungs⸗ 
verkehr ausſchließlich dem Gdinger Hafen vorbehalten worden. — 
Es iſt klar, daß eine derartige Bevorzugung Gdingens auf den Per⸗ 
fonen- und Warenverkehr hoͤchſt anlockend wirkt, und es kann des- 
halb nicht wundernehmen, daß der Umſchlag im Gdinger Hafen in 
einigen Monaten ds. Is. bereits größer war als im Danziger Hafen. 
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Blid auf Danzig 


Wenn von polnifcher Seite immer wieder darauf hingewiefen 
wird, daß der Geſamtumſchlag im Danziger Hafen fih trotz der zu⸗ 
nehmenden Inanſpruchnahme Gdingens in den letzten Jahren gleich ⸗ 
geblieben iſt, jo iſt dieſer Hinweis irreführend. Der Danziger Güter⸗ 

5 umſchlag iſt von 1928 bis 1951 
mengenmäßig zwar ſtabil ge⸗ 
blieben (im Jahresdurchſchnitt 
rd. 8,4 Millionen To.), aber nur 
infolge Anſteigens des Kohlen- 
verkehrs von 3,4 Millionen To. 
im Jahre 1926 auf 5,8 Mil- 
lionen To. im Jahre 1951. An 
der Kohle aber verdient der 
Danziger Handel fo gut wie 
nichts. Durch die Ziffern des 
Kohlenverkehrs iſt nach außen⸗ 
hin verfchleiert worden, daß ſeit 
1928 der Umſchlag vom Dan⸗ 
ziger Hafen ſyſtematiſch nach dem 
polniſchen Hafen Gdingen ab⸗ 
gelenkt wird. Ganze Waren- 
gattungen ſind dem Danziger 
Hafen genommen worden. Die 
Ablenkung hat namentlich für die 
wertvollen Stückgüter von Jahr 
zu Jahr ungünſtiger für Danzig 
ſich ausgewirkt. Das zeigen 
die nachſtehenden Zahlen des 
Stückgüterverkehrs der Häfen 

Danzig und Gdingen. 


Einfuhr in 10008) Ausfuhr in 1000 t 
Danzig | Gdingen | Danzig Gdingen 


EEE NER 280 57 123 3 
ET 183 102 226 148 
1932, 1. Halbjahr .....- 63 79 67 72 


Der Hafen Gdingen hat alfo den Hafen Danzig im Stüdgüter- 
verkehr bereits überflügelt. Im Verkehr der Maſſengüter droht gleiche 
Entwicklung. Denn ſchon ift der Kohlenumſchlag im Hafen Gdingen 
ſtärker als im Hafen Danzig, das Ergebnis einer Politik Polens, 
die eifrig bemüht war, ſeit der Inbetriebnahme des Hafens von 
Gdingen dieſem die Zunahme des ſeewärtigen Warenverkehrs zu⸗ 
zuführen, während der in dieſem Jahre zu verzeichnende Rückgang 
des polniſchen Seehandels nahezu ausſchließlich auf Koſten des Dan 
ziger Hafenverfehrs geht. Wäh⸗ 
rend in den erſten neun Mo- 
naten 1932 gegenüber dem 
gleichen Zeitabſchnitt des Vor- 
jahres der Güterumſchlag im 
Gdinger Hafen fih um 4,7 v. B. 
verringert hat, iſt er im Dan⸗ 
ziger Hafen um 37,6 v. H. ge⸗ 
ſunken! 

Nicht minder ſchädlich für 
die Danziger Wirtſchaft als die 
Anlage und Bevorzugung des 
Hafens Gdingen iſt die Dis⸗ 
friminierung Danziger 
Waren bei der Einfuhr in 
polniſches Staatsgebiet. Es 
handelt ſich hierbei um den ſo⸗ 
genannten Veredlungs⸗ und 
Nationaliſierungsver⸗ 
kehr, ſowie um die ſogenannten 
Eigenbedarfskontingente. Nach 
Art. 212 des Warſchauer Abkom⸗ 
mens zwiſchen Danzig und Polen 
vom Jahre 1921 hat die Freie 
Stadt Danzig das Recht, bei Er⸗ 
laß polniſcher Einfuhrverbote für 
den Bedarf der Danziger Bevölkerung, ferner für den Bedarf der 
eigenen Induſtrie, der eigenen Landwirtſchaft und des eigenen Hand- 
werks gewiſſe Warenmengen aus dem Ausland einzuführen. Lange 
Jahre hindurch ſind Schwierigkeiten aus dieſen Abmachungen nicht 
entſtanden. Soweit ſie nicht für die Deckung des Eigenbedarfs der 
Danziger Bevölkerung in Frage kamen, find Kontingentwaren von 
der Danziger Induſtrie in bearbeitetem oder verarbeitetem Zuftande 
ſtets ungehindert nach Polen abgeſetzt worden. Erſt um die Mitte 
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des Jahres 1950 ging die polnifche Regierung dazu über, Waren 
Danziger Urſprungs vom polniſchen Markt fernzuhalten, wenn in 
dieſen Waren auch nur der geringſte Prozentſatz „Kontingentswaren“ 
enthalten iſt. Die Streitfrage, ob das polniſche Vorgehen mit den 
Beſtimmungen des Warſchauer Abkommens vereinbar ſei, iſt von 
einem vom Dölkerbund eingeſetzten Sachverſtändigenausſchuß begut⸗ 
achtet und weitgehend verneint worden. Über das am 9. September 
fertiggeſtellte Gutachten ſoll nunmehr in Danzig weiter verhandelt 


Zahl und Bild / 


Das Sahlenbild, d. h. die zur Erläuterung ſtatiſtiſcher Angaben 
gefertigte bildliche Darſtellung, iſt ein wertvolles Hilfsmittel der 
Volksbildung geworden. Aber es hat nicht etwa nur einen päda⸗ 
gogiſchen und volkserzieheriſchen, : 
ſondern auch einen logiſchen 
Selbſt⸗ und Sonderwert. Ein 
gutes Schaubild durchleuchtet 
uns oft mit einem einzigen Blick 
Suſammenhänge, die durch noch 
ſo lange Beſchreibungen kaum 
geklärt werden könnten. 

Für die Schule iſt das 
Sahlenbild noch verhältnismäßig 
neu und ungewohnt. Denn ſeine 
eigentliche Entwicklung verdankt 
es nicht dem Unterricht, ſondern 
den großen Ausſtellungen 
des letzten Jahrzehnts. Un⸗ 
mittelbar aus dieſen wuchſen 
dann mehrere Dauereinrichtungen 
hervor, wie das Hygiene⸗Muſeum 
in Dresden, das Muſeum für 


Zur bildſtatiſtiſchen Ausſtellung 
im Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht in Berlin 


werden. Der neue Oberkommiſſar des Völkerbundes Roſting, der 
erft vor wenigen Tagen in Danzig eingetroffen ift, ſieht fih hierbei 
vor eine ſehr ſchwierige Aufgabe geſtellt. Denn Polen zeigt ſich 
vorerſt zu keinerlei Entgegenkommen bereit. Im Gegenteil: der vor 
kurzem vom polniſchen Finanzminiſterium verordnete erhöhte Fak⸗ 
turenzwang bei der Einfuhr Danziger Waren nach Polen läßt dar- 
— ſchließen, daß Polen die Danziger Wirtſchaft immer mehr unter 
polniſche Kontrolle ſtellen will. 


Stofflich gibt ſie einen Überblick insbeſondere über Staat und 
Volkswirtſchaft: im Spiegel des Fahlenbildes. Dazu haben die 
beteiligten Behörden, die großen Verbände der Wirtſchaft und die 
Verleger meiſt geſchloſſene Grup- 
pen beigeſteuert, und eigens aus 
dieſem Anlaß eine große Ans 
zahl neuer Entwürfe geſchaffen, 
die hier zum erſten Male ge⸗ 
zeigt werden. 

Für die volkswirtſchaftlichen 
Gruppen hat als Förderer auch 
das „Reichskuratorium für Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit“ mitgewirkt. 

Die Methodenfrage als lo⸗ 
giſches und didaktiſches Problem 
behandelt eine grundlegende 
Gruppe der Ausſtellung. Be⸗ 
ſonders eine Reihe von ver⸗ 
ſchiedenartigen Löſungen immer 
der gleichen Aufgabe zeigt die 
mannigfaltigen Verſuche, Zahl 
und Bild zu einer wirklichen 


Geſellſchafts- und Wirtſchafts⸗ Einheit zu bringen. Jede Me⸗ 
kunde in Düſſeldorf und das Der Stand der Reichepoft thode muß nun ihre Dor- 
Wiener Geſellſchafts⸗ und züge meiſt mit Vachteilen 


Wirtſchaftsmuſeum; in Berlin ſelbſt die ſtändigen Ausſtellungen im 
Keichsarbeitsminiſterium und im Geſundheitshaus am Urban. 
Auch die bekannte 
Wanderausſtellung der 
Reichszentrale 
für Heimatdienft 

„Deutſcher 
Lebens wille“ gab 
neue Anregungen und 
erregte im ganzen 
Reiche Intereſſe für 
das Fahlenbild. 

Jetzt hat das 
Zentralinftitut für Er⸗ 
ziehung und Unter- 
richt in Berlin in Ju- 
ſammenarbeit mit dem 
bekannten Fachmann 
Dr. Kurt H. Buſſe 
eine äußerſt intereſſante 
Ausſtellung „Zahl und 
Bild“ veranſtaltet. 

Sie ſoll das, was 
auf den verſchiedenen 
Fachgebieten mit den 
Mitteln der Bildſta⸗ 
tiſtik geſchaffen wurde, 
zu einer vergleichenden 
Schau vereinigen, um 
es für die Pädagogik 
ſelbſt fruchtbar zu 
machen. 


Fortſchritte in Deutſchlands Rampf 
um Gleichberechtigung 


Binfichtlicy der deutſchen Gleichberechtigung in der Wehrfrage 
ſind in den letzten zwei Wochen zwei ſehr bedeutſame Kundgebungen 
von franzöſiſcher und engliſcher Seite zu verzeichnen. Der fran⸗ 
zöſiſche Miniſterpräſident hat am 28. Oktober in der 
franzöſiſchen Kammer die Grundzüge des neuen ſogenannten kon⸗ 
truktiven franzöſiſchen Planes zur Abrüſtung mitgeteilt, und der 
enz stlide Kriegsminiſter Paul⸗Boncour hat 


bezahlen, und ſie muß notwendig wechſeln mit dem wechſeln⸗ 


den Sweck. 

Die Ausſtellung 
„Sahl und Bild“, 
deren künſtleriſch⸗tech⸗ 
niſche Leitung wieder⸗ 
um in den Händen 
des „Deutſchen Licht⸗ 
bild⸗Dienſtes“ lag, der 
ſchon die erwähnte 
frühere Veranſtaltung 
der Reichszentrale für 
Heimatdienſt in den 
gleichen Räumen durch⸗ 
geführt hatte, iſt nicht 
nur für Pädagogen 
und Werbefachleute 
von beſonderem Wert, 
ſondern ſollte auch 
breite Kreiſe des 
Publikums intereſſie⸗ 
ren, da hier eine 
Materie zuſammen⸗ 
faſſend und auffallend 
behandelt iſt, die im 
öffentlichen Leben, in 
der Zeitung, in der 
Fachliteratur, im Ge⸗ 
ſchäftsleben ſtändig zu⸗ 
nehmende Bedeutung 
gewinnt. 


Die Schau der Neichszentrale für den Heimatdienſt 


Zur Zeitgeſchichte — 


im Büro der Abrüſtungskonferenz in Genf einige Erläuterungen 
dazu gegeben. Der Wortlaut des franzöſiſchen Planes iſt noch nicht 
veröffentlicht, ſo daß man zu ihm nicht im einzelnen Stellung 
nehmen kann. Das für uns Intereſſanteſte an ihm iſt zweifellos 
die Forderung der Herſtellung eines einheitlichen Rüſtungsſyſtems 
in Europa und der „Beſeitigung der Reichswehr“. Das bedeutet 
eine grundlegende Reviſion der Abrüſtungsbeſtimmungen des Der- 
failler Vertrages und damit eine grundſätzliche Wendung Frant- 
reichs in der Abrüſtungsfrage. Bisher vertrat die franzöſiſche 
Regierung den Standpunkt, daß die Abrüſtung Deutſchlands jo 
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bleiben müſſe, wie ſie iſt, und daß die allgemeine Abrüſtung ſich 
ganz unabhängig von der deutſchen zu entwickeln habe. Der neue 
Plan Frankreichs erkennt den Grundſatz der deutſchen Gleich⸗ 
berechtigung, wenn auch in verdeckter Form, an. Nicht weniger be⸗ 
deutſam ſind die Erklärungen des engliſchen Außen⸗ 
miniſters Simon im Unterhaus am 10. November. Auch aus 
ihnen wird ein deutlicher Stellungswechſel ſichtbar. Während Simon 
in ſeiner Antwortnote vom 18. September auf das deutſche Memo⸗ 
randum in der Gleichberechtigungsfrage in geradezu verletzender 
Form die deutſche Theſe, die allgemeine Abrüſtung und die deutſche 
Abrüſtung müßten nach gleichen Methoden geregelt werden, zurück⸗ 
wies, hat er nunmehr die Berechtigung des deutſchen Anſpruchs 
offen zugegeben. Im Namen der engliſchen Regierung erklärte 
Simon, England wolle eine Abrüſtungskonvention zuſtande bringen, 
die die Forderung Deutſchlands, daß die Methoden der deutſchen 
Abrüſtung nicht länger von denen der allgemeinen Abrüſtung ver⸗ 
ſchieden ſein ſollten, verwirklicht. Das Ziel der engliſchen Politik 
ſei, Deutſchland auf die Abrüſtungskonferenz zurückzubringen, um 
eine Abrüſtungskonvention zuſtande zu bringen. Simon präziſierte 
im einzelnen, wie er fih die Verwirklichung der deutſchen Gleich ⸗ 
berechtigung denke, und machte drei Punkte namhaft. Als erſten 
bezeichnete er die Erſetzung des Teils V des Derfailler Vertrages 
durch die Beſtimmungen der allgemeinen Abrüſtungskonvention. Das 
iſt eine alte deutſche Forderung. Als zweiten Punkt bezeichnete 
er, daß die Dauer der künftigen Abrüſtungsverpflichtungen Deutſch⸗ 
lands im Rahmen der allgemeinen Abrüſtungskonvention dieſelbe 
ſein müſſe wie die der Verpflichtungen aller anderen Nationen. 
Während der Derfailler Vertrag als „ewig“ abgeſchloſſen wurde, 
wird die Abrüſtungskonvention nur eine beſchränkte Laufdauer von 
etwa fünf Jahren haben. Auch in dieſem Punkt ſchloß ſich Simon 
der deutſchen Theſe an. Der dritte von Simon namhaft gemachte 
Punkt bezieht ſich auf die praktiſche Anwendung der Gleichberechti⸗ 
ung, d. h. auf den Umbau und Ausbau der deutſchen Wehrmacht. 
ber dieſe Frage müſſe im einzelnen diskutiert werden. Es ſei 
aber klar, daß die völlige Durchführung der Gleichheit nicht auf 
einmal erfolgen könne. Deutſchland hat ſtets nur die qualitative 
Gleichberechtigung im Rahmen der erſten Abrüſtungskonvention ges 
fordert, d. h. gleiche Freiheit in der Wehrorganiſation wie die 
andern Staaten und Gleichheit in der Bewaffnung, jedoch nicht 
quantitative Gleichheit hinfichtlich der Zahl der Soldaten und der 
Sahl der Waffen. Die Herſtellung der quantitativen Gleichheit wird 
in der nächſten Abrüſtungskonvention zu verwirklichen ſein. 


Im ganzen bedeuten der neue franzöſiſche Plan und 
die Ausführungen Simons einen großen fort- 
ſchritt zur Anerkennung der deutſchen forde- 
rung auf Gleichberechtigung. Wenn man ſich der Wider⸗ 
ſtände erinnert, die dieſer Forderung noch bis vor kurzem entgegen⸗ 
geſetzt worden ſind, ſo kann man nicht anders als einen bedeutſamen 
Erfolg der entſchloſſenen Haltung der Reichsregierung zu ver⸗ 
zeichnen. ES 


Die Befferung auf dem Arbeitsmarkt 


Seit dem Hochſommer 366 000 Arbeitsloſe weniger. 


Seit dem Beginn der Wirtſchaftskriſe, alſo ſeit nunmehr drei 
Jahren, werden die Statiſtiken, die halbmonatlich Auskunft über 
den Stand des Arbeitsmarktes geben, in der breiten Öffentlichkeit 
mit großer Aufmerkſamkeit verfolgt. Sie verdienen in dieſem Herbft 
ganz beſonderes Intereſſe: zum erſtenmal zeigt die Kurve, die die 
Fahl der Erwerbsloſen wiedergibt, eine Richtung nach unten, die der 
Entwicklung der Jahreszeit vollſtändig widerſpricht. In jedem 
Jahr wurde bisher die niedrigſte Zahl von Arbeitſuchenden im Hoh- 
panner verzeichnet, wenn die Saifongewerbe den größten Bedarf an 

rbeitsfräften haben. Dom Juli ab begann regelmäßig die Steis 
gerung der Erwerbslofenziffer. Das beifolgende Kartenbild beweiſt 
das deutlich. Im Jahre 1929 1 die Zahl der Arbeitsloſen zwiſchen 
dem 50. Juni und dem 51. Oktober um 357 000, 1930 in der gleichen 
Seit um 615 000, 1951 gar um 670 000. Im Jahre 1952 dagegen 
iſt trotz der ungünſtigen Jahreszeit am 31. Oktober die Ziffer der 

rwerbsloſen um 566 000 geringer als am 50. Juni. Die Der- 
ſchlechterung in den Saiſongewerben iſt alſo weit überkompenſiert 
durch die Verbeſſerung in den Konjunkturgewerben. Die Tatſache, 
daß die Weltwirtſchaft — wie z. B. die Entwicklung auf den Roh⸗ 
ſtoffmärkten beweiſt — nicht mehr tiefer in die Kriſe hineintreibt, 
hat zuſammen mit den pofitiv aufbauenden Maßnahmen der Reihs- 
regierung dieſen deutlichen Umſchwung hervorgerufen. 


Die Zahl der Erwerbsloſen lag im Juli 1952 noch um 1,4 Mil- 
lionen über der im gleichen Zeitpunkt des Vorjahres erreichten 
Jiffer. Zu Beginn des November aber hat fie fih in dieſem Jahr, 
ganz entgegen der Saiſonentwicklung, der des Jahres 1931 erheblich 
genähert. Das beinahe regelmäßige Sinken, das die Arbeitsloſen⸗ 
kurve des Jahres 1952 feit dem winterlichen Höchſtſtand von über 
6,1 Millionen zeigt, unterſcheidet ſie von der aller früheren Jahre. 
Seit dem ungünſtigſten Feitpunkt des letzten Winters ift eine Ent- 
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akung des Arbeitsmarktes um über 1 Million Erwerbslofe zu ver⸗ 
zeichnen. Dieſe Verminderung wird übrigens auch durch die Zu- 
nahme der Beſchäftigten beſtätigt: die Zahl der beſchäftigten Arbeit- 
nehmer ift nach der Krankenkaſſenſtatiſtik zwiſchen Ende Februar 
1952 und Ende September 1952 (die Ziffern für Oktober liegen 
noch nicht vor) um mehr als 900 000 geſtiegen. Dabei iſt zu er⸗ 
wähnen, daß die im Freiwilligen Arbeitsdienſt Tätigen — heute 
257 000, Ende Februar erft 20 000 — in dieſen Zahlen nicht berid- 
ſichtigt ſind. 

Aus den eben wiedergegebenen Ziffern ergibt ſich auch, daß es 
falſch iſt, von einem neuerlichen erheblichen Anwachſen der Fahl der 
ſogenannten „unſichtbaren Arbeitsloſen“ auf Koſten der bei den 
Arbeitsämtern Gemeldeten zu ſprechen. Die Zunahme der Beſchäf⸗ 
tigten ſeit dem letzten winterlichen Tiefpunkt iſt nur um ein weniges 
geringer als die regiſtrierte Abnahme der Arbeitsloſen. Die Feſt⸗ 
peruna, daß feit der Hochkonjunktur von 1929 einige Millionen 

rbeitnehmer „verſchwunden“ find, erklärt fih, wie Dr. Nothaas in 
Nr. 51 des Keichsarbeitsblattes vom 5. November treffend nachweiſt, 
daraus, daß „ſich viele erwerbstätige Perſonen in Zeiten guter Kon- 
junktur in die Arbeitnehmerſchicht drängen, während umgekehrt in 
Seiten ſchlechter Konjunktur viele Erwerbsfähige in andere Schichten 
abwandern“. Im Jahre 1952 hat ſich die Zahl dieſer „verſchwun⸗ 
denen“ Arbeitnehmer, die man ſehr zu Unrecht ſamt und ſonders 
„unſichtbare Arbeitsloſe“ genannt hat, jedenfalls nicht irgendwie 
erheblich vergrößert. Die Beſſerung der Arbeitsloſenziffer, die die 
Arbeitsämter verzeichnen, wird durch die Krantentaftenftatiftit be» 
ftätigt. Die Entlaſtung, die fih daraus nicht nur materiell, ſondern 
auch ſeeliſch ergibt, macht fih — auch wenn gelegentlich der Verſuch 
gemacht wird, fie aus politiſchen Gründen zu leugnen — ſchon weit- 
hin geltend. We 


Das deutſche Volkseinkommen 


Es liegen neue Zahlen über die Entwicklung des deutſchen 
Volkseinkommens vor, ermittelt vom Statiſtiſchen Reichsamt. Man 
hat nun die Möglichkeit, das Einkommen des deutſchen Volkes in 
den letzten Jahren zuſammenfaſſend zu überblicken, und 
man kann, wie an einem Barometer, den wahren Stand der deutſchen 
Volkswirtſchaft an dem von ihr erarbeiteten Verdienſt ablefen. Die 
Erkenntniſſe, die dadurch vermittelt werden, ſind in mehr als einer 
Binfiht aufſchlußreich. 

Das letzte Jahr, 1951, ergibt ein Volkseinkommen von 57 Mil- 
liarden RM., 1950 betrug es rund 70 Milliarden Rm. Allein im 
Verlauf dieſes einen Jahres alfo ift ein Kückſchlag um 15 Mil- 
liarden erfolgt, eine Verminderung des Volkseinkommens, wie ſie 
in dieſer Höhe in kaum einem vergleichbaren europäiſchen Land zu 
verzeichnen iſt. Gegenüber dem Stand des Jahres 1929, dem wirt⸗ 
ſchaftlich beſten Jahr feit Kriegsende, bleibt das deutſche Dolfs- 
einkommen 1951 um etwa 19 Milliarden zurück. 

Anſchaulicher und ſinnfälliger wird die Entwicklung, wenn 
man berechnet, wie hoch das Einkommen je Kopf der Be⸗ 
völkerung fih ſtellt. Im Jahre 1929 betrug das Dolksein- 
kommen, auf den Kopf der Bevölkerung umgelegt, 1190 RM., im 
Jahre 1950: 1091 RM., und im Jahre 1951 fant es auf 885 RM. 

Das lediglich für Inlandszwecke verfügbare Einkommen 
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(nach Abzug der Reparationsleiftungen) belief fidt 1951 auf 56 Mil- 
liarden RM. gegenüber 68 Milliarden AM. im Jahre 1950 und 
72,6 Milliarden RM. im Jahre 1929. In der Kaufkraft des Jahres 
1928 ausgedrückt, ift die Abnahme etwas geringer, nämlich von 
75,4 auf 63,7 Milliarden RM. 

Die Verteilung des Volkseinkommens auf die 
einzelnen Berufs ſtände zeigt klar, wie auf fajt allen 
ſozialen Gebieten das Einkommen, entſprechend der Wirtſchafts⸗ 
ſchrumpfung, ſich vermindert hat. Es verteilte ſich auf“): 


1929 | 1930 | 1931 
in Reichsmarf 


Sand- und forftwirtihaft. -es ceresc ossos. 5.8 5.2 4.7 
Handel und Gewerbtr e 11.8 | 10.0 2.5 
Lohn und Gehalt TTT 43.0 | 39.6 | 33.0 
TE Er RE 52 3 3.0 
Vermietungen ue. 0.9 0.9 0.9 
Renten und Penſione nun 9.2 | 10.0 | 10.1 


Schließlich ift auch ein Vergleich nach der regionalen 
Gliederung des Volkseinkommens gegenüber dem Dorfriegs- 
einkommen von Intereſſe, ein Vergleich, der allerdings nur bis 
zum Jahre 1929 durchführbar iſt. Daraus ergibt ſich, daß gegen⸗ 
über 1915 eine beſonders ſtarke Steigerung des Volkseinkommens, 
und zwar nahezu um das Doppelte, in den öſtlichen Provinzen er⸗ 


; folgt ift, während in 
Das deutscheVolkseinkomme 


den übrigen Kandes- 
Der verhältnismässige Rückgang in 


teilen in der Haupt- 
fahe nur eine Zu 
den Wirtschaftsgruppen seit 1929-100 


nahme um etwa die 
Hälfte feſtzuſtellen ift. 
An ſich aber hat immer 
noch, auf den Hopf der 
Bevölkerung gerechnet, 
die Reichshauptſtadt das 
höchſte Einkommen, Oſt⸗ 
preußen das niedrigite. 

Aus der nunmehr 
beginnenden und ſich 
offenbar unter Hem⸗ 
mungen verſchiedenſter 
Art allmählich durch⸗ 
ringenden Beſſe⸗ 
rung der Wirt⸗ 
ſchaftslage ergibt 
ſich, ſelbſt bei nicht allzu 

optimiſtiſcher Ein⸗ 

ſchätzung der Möglich⸗ 
keiten, die Ausſicht, 
daß auch auf dieſem 
Gebiet mit dem abge⸗ 
laufenen Jahre die Tiefe 
des wirtſchaftlich⸗kon⸗ 
junkturellen Wellentals 
durchſchritten ift, Das 
; ; fommende Jahr dürfte 
nach menſchlichem Ermeſſen einen allmählichen Anſtieg, bei zu⸗ 
nehmender Entfaltung des Wirtſchaftslebens ein entſprechendes 
Wachstum des Volkseinkommens ermöglichen. 


Die amerikaniſchen Wahlen 


Selten hat eine amerikaniſche Präſidentenwahl kurz vor Toress 
ſchluß die Gemüter im In- und Auslande fo in Erregung und 
Spannung gehalten wie die diesjährigen Novemberwahlen, aus 
denen der demokratiſche Kandidat Franklin D. Rooſevelt als er⸗ 
warteter A 75 über den jetzigen Inhaber der P e 
den Republikaner Hoover, hervorging. Zwei Faktoren verliehen 
dieſer Wahl ein beſonderes Gepräge. Einmal handelte es ſich um 
einen Wechſel in der Staatsführung zwiſchen den beiden traditionellen 
großen Parteien, um einen jener Wendepunkte in der amerikaniſchen 
Geſchichte, die häufig mit dem Sturz der einen und dem Aufſtieg 
der anderen Partei zuſammenzufallen pflegten. Die Republikaner, 
die ſeit Beſtehen der Union in dem Seitraum zwiſchen George 
Wafhingtons Amtsantritt als erſtem Präſidenten im Jahre 1789 
bis zum heutigen Tage von den 51 Präſidenten die überwiegende 
Mehrzahl geſtellt haben, waren ſeit Wilſons Niederlage im Jahre 
1920 wieder einmal am Ruder geweſen, und bei dem Amtsantritt 
Hoovers im Jahre 1928 fah es fo aus, als ob wie ſchon häufig eine 
lange Kette ununterbrochener republikaniſcher Herrſchaft folgen 


09) Bei einer Addition der folgenden ae ergeben ſich gewiſſe Differenzen 
im Vergleich zu den eingangs genannten Ziffern des Volkseinkommens. Sie finden 
vor allem ihre Urſache darin, daß bei Aufgliederung des Voltseinkommens auf die 
einzelnen Wirtſchaftsgruppen unvermeidbare Doppelzählungen ſich ergeben. 
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Wahlmännerſtimmen für Roofevelt gegen nur 59 für 


würde. Aber das Geſetz des Pendelſchlages hat ſich auch diesmal 
wieder geltend gemacht, man ſtand vor einer Parteiwende, und das 
verlieh dieſer Wahl jenes die öffentliche Meinung erregende Moment 
höchfter Erwartung. Als zweites kam hinzu, daß die letzte Hälfte 
der vierjährigen Präſidentſchaft Hoovers zuſammenfiel mit der un⸗ 
geheuerlichſten Wirtſchaftskriſe und Depreſſion, welche die Der- 
einigten Staaten, ſonſt ein verwöhntes Sonntagskind der Natur und 
der Geſchichte, je befallen hat. Land und Volk waren in einen u= 
ſtand tiefſter Beunruhigung, Verbitterung, ja Verzweiflung. Dieſe 
Stimmung der wirtſchaftlichen Beängſtigung und Ratloſigkeit liefert 
wohl den Hauptſchlüſſel zum Derftändnis für den Ausgang der dies⸗ 
jährigen amerikaniſchen Wahlen. Man ſah als einzigen Ausweg nur 
eine radikale Anderung im Syſtem, d. h. die Machtübertragung auf 
die andere Partei. Das erklärt zum großen Teile auch die bisher 
in der amerikaniſchen Wahlgeſchichte kaum dageweſene Mehrheit, 
mit der der neue Mann aus den Wahlen hervorgegangen iſt (472 
oover). Als 
ein Symptom für die Stimmung des Reſſentiments, unter deren 
Zeichen diefe Volksentſcheidung vor fih gegangen ift, kann auch 
die überraſchend ſtarke Zunahme der bei früheren Wahlen kaum in 
die Erſcheinung getretenen Stimmen für den ſozialiſtiſchen Kan- 
didaten gedeutet werden. 

Neben dieſem alles beherrſchenden Faktor verblaßten die anderen 
Schlagworte in den Wahlprogrammen beider Gegner wie Prohibition, 
deren Abſchaffung oder Abänderung natürlich noch in weitem Felde 
liegt, Tarife, Not der Landwirtſchaft uſw. Die Programme beider 
Parteien, mit denen ſie in den Wahlkampf gingen, wieſen bei ſchär⸗ 
ferer Analyſe ſo wenig Unterſchiede auf, daß mehr als jemals für 
> Wahlen von 1952 das alte politifche Scherzwort galt, daß bei 
Licht beſehen der ganze Unterſchied zwiſchen Republikanern und 
Demokraten einzig darin beſtehe, daß die einen „drinnen“, d. h. an 
der Macht, und die anderen „draußen“, noch nicht an der Macht ſind. 

Die Machtergreifung durch die Demokraten iſt diesmal — außer 
dem Präſidenten und Dizepräfidenten wurde das ganze Abgeord⸗ 
netenhaus, ein Drittel des Senats, über 30 einzelſtaatliche Gouver⸗ 
neure und viele höhere Beamte und Richter neugewählt — zahlen- 
mäßig mit ungewöhnlicher Vehemenz erfolgt. Die Exekutive, d. h. 
die Präſidentſchaft, wird in den nächſten Jahren eine Legislative, 
den Kongreß, haben, der im Unter⸗ und Oberhaus eine ſtarke demo⸗ 
kratiſche Mehrheit aufweiſt. Darauf gründet ſich auch die berechtigte 
Hoffnung, daß Roofevelt es bei der Durchführung feiner innen⸗ und 
außenpolitiſchen Ideen viel leichter haben werde als Hoover, der ja 
überhaupt viel unverſchuldetes Pech gehabt hat und faſt während 
ſeiner ganzen Amtszeit meiſtens mit einem widerſpenſtigen Par⸗ 
lament zu arbeiten hatte. 

Prognoſen und Horoffope für die im nächſten März anbrechende 
demokratiſche Ara zu ſtellen, wäre verfrüht. Doch dürfte ſich in den 
großen außenpolitiſchen, Europa beſonders intereſſierenden Fragen, 
wie der Abrüſtung, der Haltung zum Briand⸗Kellogg⸗Pakt vorläufig 
wenigſtens nicht viel ändern. Auch die Frage der interalliierten 
Schulden wird noch einige Zeit die große Sphinx bleiben, die fie bis⸗ 
her war. Zu hoffen und zu wünſchen iſt, daß es den auf der Welle 
einer großen Volksbewegung zur Macht gelangenden Demokraten 
gelingen möge, Land und Volk Amerikas ein Stück Weges aus der 
Wüſte der Depreſſion in das gelobte Land neuer Proſperität zu führen. 
Bei der bedeutenden Schlüſſelſtellung, die die Vereinigten Staaten 
im weltwirtſchaftlichen Organismus einnehmen, würde eine ſolche 
Geſundung auf die übrige Welt wohltätig ausſtrahlen und den er⸗ 
ſehnten allgemeinen Heilungsprozeß beſchleunigen. 


Die Nationalitätenfrage auf dem Balkan 


Die zentrale Bedeutung des Vationalitätenproblems in der 
europäiſchen Politik wird erneut eindringlich unter Beweis geſtellt 
durch das Scheitern der Bukareſter (III.) Balfan-Konferenz an 
dem unüberbrückbaren Gegenſatz zwiſchen Südſlawien und Bul⸗ 
garten. Die beiden erſten Konferenzen in Athen (1950) und Kon- 
ſtantinopel (1951) hatten E viele Fragen aufgeworfen, an denen 
alle Balkanſtaaten in gleicher Richtung intereſſiert find, daß man 
es wagen konnte, auf der diesjährigen Bukareſter Konferenz den 
Entwurf eines Balkanpaktes zur Debatte zu ſtellen, der den euro⸗ 
päiſchen Brandherd im Südoſten dauernd unter Waſſer ſetzen und 
die loyale Zufammenarbeit der ſüdöſtlichen Staatengruppe an⸗ 
bahnen jollte. 

Alles wäre gut gegangen, wenn nicht Südflawien an feiner 
alten Theſe feſtgehalten hätte, daß die bulgariſche Bevölkerung 
Südſerbiens (Mazedoniens) in Wirklichkeit ſerbiſch und nicht bul- 
gariſch ſei. Auf Grund dieſer Theſe verweigert nämlich Süd⸗ 
jlawien den mazedoniſchen Bulgaren — deren bulgariſche Volks- 
zugehörigkeit nicht nur durch ihre eigene Willensäußerung, ſondern 
auch durch die Forſchungen aller maßgebenden Wiſſenſchaftler ſchon 
feit Jahrzehnten nachgewieſen ift — alle Volkstumsrechte und be⸗ 
handelt jede Lebensäußerung des bulgariſchen Volkstums als ſtraf⸗ 
würdigen Separatismus. Bulgarien umgekehrt kann feine Unter⸗ 
ſchrift unter keinen Pakt ſetzen, der dieſen Zuſtand auch nur ſtill⸗ 
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ſchweigend duldet. Beſonders auch deshalb, weil eigentlich niemand 
dem berechtigten bulgariſchen Standpunkt in der Frage der Volks- 
zugehörigkeit der ſlawiſchen Mazedonier widerſprechen kann. 

So hat denn die Bukareſter Konferenz dem Südoſten nicht den 
erſtrebten Frieden gebracht. Im Gegenteil! Die fehlgegangenen 
Einigungsverhandlungen haben den Gegenſatz Bulgarien — Süd- 
ſlawien, der ſich im Niemandsland an der ſtacheldrahtbewehrten 
Grenze zwiſchen beiden Mächten faſt täglich blutig entladet, nur 
noch mehr betont. — Europa wird ſich daran gewöhnen müſſen, 
daß die Gemeinſamkeit politiſcher und wirtſchaftlicher Intereſſen 
niemals imſtande ſein wird, die Abgründe zu überbrücken, die die 
nationale Unduldſamkeit zwiſchen den Völkern aufreißt. Der Weg 
zur politiſchen und wirtſchaftlichen Zufammenarbeit geht über die 
Löſung der Vationalitätenfrage: 


Dorausfegung des Friedens. K. 


Neuer Lebensraum für die deutſche Jugend 


Sie wollen nicht verderben in der Dauererwerbsloſigkeit, ſondern 
ſich neuen Lebensraum erkämpfen, die zur Schickſalsgemeinſchaft 
zuſammengeſchweißten Studenten, Angeſtellten, Arbeiter, Bauern- 
ſöhne. Im freiwilligen Arbeitsdienſt, der als Vorläufer 
zur Arbeitsdienſtpflicht vielfach gerade in Kreiſen der 
Jugend begrüßt wird, erblickt die arbeitsfrohe Jugend die Lebens- 
ſchule, die ſie befähigen ſoll für den Kampf um die Gewinnung 
neuen Lebensraumes unſerer „proletariſchen Nation“. Don der 
„Verſchulung“ unſerer Berufsvorbereitung, ſoweit fie namentlich in 
Verbindung mit dem Berechtigungsweſen zum Werkzeug für indi⸗ 
viduelle Lebensverſorgung herabgewürdigt iſt, rückt dieſe Jugend 
energiſch ab. Ihre geiſtigen Pioniere, allen poran das „Deutſche 
Studentenwerk“, haben ſeit Jahren den Hochſchulverband und 
die Reichsregierung darauf hingewieſen, wie die Bildungshoch⸗ 
konjunktur namentlich der akademiſchen Jugend die Berufsausſichten 
vermauert hat und das Heer der um ihre Zukunft fürchtenden 
Jugend lawinengleich anſchwellen läßt. Das hat zur Spannung 
zwiſchen den Generationen geführt. Das „Deutſche Studentenwerk“, 
die Selbſthilfeorganiſation der akademiſchen Jugend, ſieht deren 
ſeeliſche und wirtſchaftliche Not als einen untrennbaren Beſtandteil 
der Lebensraumnot der ganzen deutſchen Jugend an. Durch eine 
Rundfrage „Wo findet die deutſche Jugend neuen 
Lebensraumd“ bei Männern aller Berufe und Altersſtufen, 
die dieſe Lebensraumnot unſerer Jugend als eine der brennendſten 
Volksnöte empfinden, ift es zum erſtenmal gelungen, grundlegende 
Feſtſtellungen und Forderungen programmatiſch zuſammenzufaſſen, 
die ein Spiegelbild der beſonders ſchwierigen Lage in Deutſchland 
und der Notwendigkeit einer planvollen Umgeſtaltung unſerer ge⸗ 
ſamten Lebensbedingungen bieten. Sie laſſen ſich dahin zuſammen⸗ 
faſſen: Berausziehung aller im induſtriell⸗kapitaliſtiſchen „Sektor“ 
überflüſſig gewordenen Arbeitskräfte zur Schaffung eines neuen 
Lebensraumes durch Reagrariſierung unſerer Dolkswirt⸗ 
ſchaft in Form der genoſſenſchaftlichen Aufftiegs- 
ſiedlung an Stelle der bisherigen ſchlüſſelfertigen Individual- 
ſiedlung. In dieſer innerdeutſchen Raumplanwirtſchaft ſoll die 
jüngere Generation unſeres Mittelſtandes, insbeſondere die akade⸗ 
miſche Jugend, durch das Arbeitsdienſtjahr planmäßig an⸗ 
geſetzt werden zum Aufbau der neuen Siedlungen, vornehmlich in 
der bedrohten Oſtmark, zur Auflockerung unſerer Großſtädte und 
Induſtriezentren, zur Schaffung des Ausgleiches zwiſchen der 
Bauerngrundlage und dem induſtriell⸗ſtädtiſchen Überbau, zwiſchen 
den verſchiedenen Berufen, Ständen und Altersſchichten. Zum 
gleichen Ziele ſollen führen: der Ausbau des letzten Volksſchul⸗ 
jahres zu einem Gefüge von arbeitsunterrichtlichen Gruppen, die 
Beſchränkung der Arbeitsplatzgelegenheiten der älteren zugunſten der 
jüngeren Generation. 


Freiheit des Volkstums ift die 


Dieſe wie die ähnlichen Forderungen nach einer Berufsplan⸗ 
wirtſchaft und einer Bildungsreform ſind nicht lediglich Schreib⸗ 
tiſchprodukte, ſondern Vorſchläge von Männern, die mitten im 
praktiſchen Leben ſtehen. Vor allen haben die beiden erſten Preis⸗ 
träger dieſer in Form eines Preisausſchreibens geſtellten Rund- 
frage, der Siedlungspionier Küppers S onnenberg und der 
Kolonialfachmann Rudolf Böhmer ſowie der Bearbeiter der 
Rundfrage, Dr. Efhmann, eine Fülle ſchwerwiegender Gründe 
für die baldige Inangriffnahme dieſes großen nationalen Aufbau⸗ 
werkes der deutſchen Jugend ins Treffen geführt, deren eingehende 
Erörterung wohl nicht mehr aus der öffentlichen Diskuſſion ver- 
ſchwinden wird. Dr. Rudloff. 


Die Reichsbahn⸗Jentralſchule in Srandenburg⸗Weſt 


Die Reichsbahn beſitzt zur Schulung ihres Perſonals und zur 
Verhütung von Verkehrsunfällen drei Zentralſchulen, in Branden⸗ 
burg⸗Weſt, in Hanau und in Freimann bei München. Ein Be- 
fuh in der Reichsbahn-Zentralfhule Brandenburg⸗Weſt zeigt, 
welche Sorgfalt auf die Ausbildung und Ausleſe des Perfonals 
gelegt wird. Fern dem Großſtadtlärm liegen — um einen 
großen Hof angeordnet — in zwei Bauptgebäuden die Unter⸗ 
richts⸗ und Wohnräume, die Wirtſchafts⸗ und Aufenthalts- 
räume für über 100 Reichsbahnbedienſtete als Schüler, ſowie die 
Unterrichtsſäle, darunter ein großer Dortragsfaal mit film- und 
Lichtbildapparaturen, ein reich ausgeſtatteter Phyſikſaal mit Neben⸗ 
räumen und Seichen⸗ bzw. Übungsfäle Andere Lehrſäle befinden 
fih weiterhin bei den verſchiedenen übungsſtänden in Nebengebäuden, 
3. B. beim Lehrſtellwerk, das mit einer umfangreichen 
Außenanlage verbunden ift, die die Arten des Oberbaues, die 
Signale und Spannwerke enthält, beim ſpeziellen Anſchauungs⸗ 
faal aus den Fachgebieten Gberbau, Sicherungsweſen und Schwach⸗ 
ſtromtechnik und beim Güterabfertigungsdienſt, der am 
meiſten Intereſſe erweckte. Neben der Annahmeluke und anderen 
Schaltern, die mit Fahrkartendruckmaſchinen, Fridopa⸗Waagen, Dors 
prüfern und Karteien ausgeſtattet waren, befinden ſich in der Lehr⸗ 
güterabfertigung 50 arbeitsſchulmäßig eingerichtete Übungsplätze 
für je zwei Schüler, die hier Frachtbriefe zu bearbeiten, Verſand⸗ 
bücher, Freibetrag⸗ und Nachnahmebücher zu führen und alle damit 
F Kaffen- und Rechnungsarbeiten zu erledigen 
ernen. 

Die Dienſtanfänger der Eiſenbahn wurden früher nur bei den 
verſchiedenen Dienſtſtellen (Bahnhöfen, Fahrkartenausgaben, Güter⸗ 
abfertigung) nach den für jede Laufbahn feſtgelegten Plänen prak⸗ 
tiſch ausgebildet. Während der Ausbildungszeit hielten die Dienſt⸗ 
ſtellenvorſteher „Inſtruktionsſtunden“ ab, die meiſt von zweifelhaftem 
pädagogiſchen Wert waren. Hier zeigte die Einrichtung der Zentral- 
ſchulen mit ihren Fachlehrkräften, denen die Schulung des Beamten⸗ 
nachwuchſes am Herzen liegt, in den letzten Jahren beſte Ergebniſſe. 
In der Schule werden die Dienſtanfänger für die techniſchen und 
nichttechniſchen Laufbahnen (Reichsbahn⸗Betriebsaſſiſtenten, Ober- 
ſekretäre uſw.) unterrichtet. Die bereits im praktiſchen Dienft - 
ſtehenden Beamten werden zu Sonderlehrgängen zur Schule ab⸗ 
11 So fanden zahlreiche Kurſe für Zugfchaffner, Tarifbeamte 
uſw. ſtatt. 

Die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft ift ſtändig darauf bedacht, 
durch Überprüfung und Ausbildung ihres Perſonals die Sicherheit 
des Verkehrs und der Reiſenden zu erhöhen. Aber fie ift dabei 
auch auf die Mitarbeit des Publikums, von Schule und Eltern- 
haus angewieſen. Daß hier insbeſondere Berufs- und Volksſchule 
auf dem Gebiet der Verkehrserziehung wertvolle Fortſchritte erzielt 
haben, zeigte vor kurzem die Ausſtellung „Verkehrsunfallverhütung 
durch Verkehrserziehung“ im Berliner Zentralinſtitut für Erziehung 
und Unterricht. Schu. 


Das eigenſtändige Volk 


Von Dr. Werner Wirths 


Im Kriege wurde das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker zur 
Propagandaparole erhoben, und in den Genfer Minderheitenſchutz⸗ 
verträgen ſuchte man die ſchweren Derſtöße wider dies propagierte 
Selbſtbeſtimmungsrecht, die in den Friedensdiktaten in grotesker 
Weiſe Geſtalt gewonnen hatten, gleichſam abzuſchwächen. Bei aller 
fragwürdigen Unzulänglichkeit, die dieſen internationalen Schutz⸗ 
verträgen eigen iſt, ſie baſieren auf der Erkenntnis (und dem 
ſchlechten Gewiſſen), daß der Vergewaltigung lebendigen Volks- 
tums Grenzen geſetzt ſind, und daß das ungeheure Unrecht der 
Friedensdiktate, die Millionen Menſchen von ihrem Volkskörper ab- 
ſchnitten, wenigſtens durch die bedingte Anerkennung primitivſten 
Volksrechts auf dem Gebiet der Sprache, der Schule, der Kultur 
gemildert werden müſſe. Schon der Kampf um die Minderheiten- 
rechte aber erweiſt, wie notwendig es iſt, grundſätzliche Klarheit 
über das Weſen des VDolkstums und die Dielfältigfeit der 
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Begriffe, die von ihm ausgehen und mit ihm zuſammen⸗ 
hängen, zu gewinnen beziehungsweife überhaupt erſt zu 
ſchaffen. So gründlich die Philoſophen die Beziehungen 
von Menſch und Staat in zweitauſendjähriger Arbeit durchdacht 
und in den verſchiedenſten Theorien niedergelegt haben, ſo flüchtig 
und allenfalls innerhalb beſtehender Difziplinen wurde das Volks- 
mäßige, das Sein und Werden, die Unterſchiedlichkeit und Der- 
flechtung der Völker berückſichtigt, und der beſte Beweis für dieſe 
Lücke in der politiſchen und wiſſenſchaftlichen Auffaſſung iſt die 
ſinnverwirrende Dielheit der Auslegungen, die das „Volksmäßige“ 
erfährt. Wohl pflegen die einzelnen Wiſſenſchaften, wie Rafjen- 
und Sprachenkunde, mit dieſen Begriffen zu arbeiten, aber ſie bleiben 
gleichſam an der Peripherie des Problems (dieſes vielleicht bren⸗ 
nendſten Problems der Völker und insbeſondere des deutſchen 
Volkes) ſtecken, weil ſie einer zuſammenfaſſenden ſchöpferiſchen 
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Grundanſchauung entbehren, weil ihnen das Volk weder ein leben⸗ 
diger Begriff noch ein lebendiger Wert iſt. Um ſo notwendiger iſt 
für eine Zeit, die Volk und Volksgut bewußter erkennt, gerade weil 
ſich die politiſche Macht gegen dieſe wendet, und ihr früher ſelbſt⸗ 
verſtändliches autonomes Recht innerhalb der Staaten mehr und 
mehr beſchränkt wird, eine allgültige Volkstheorie, deren Wahrheit 
ſich weder der Wiſſenſchaftler noch der Politiker entziehen kann und 
durch die Wiſſenſchaft und politik zu volkspolitiſcher Derantwort« 
lichkeit erzogen werden. 

So kommt dem neuen werke Max Bildebert Boehms: „Das 
eigenſtändige Volk“ (Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, Göt- 
tingen 1952) innerhalb der volkspolitiſchen Publiziſtik eine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung zu. Denn hier ſind mit politiſchem und 
wiſſenſchaftlichem Rüftzeug die volkstheoretiſchen Grundlagen der 
Ethnopolitik und Geiſteswiſſenſchaften erarbeitet, wird die Lehre 
vom Staat durch die Lehre vom „eigenſtändigen Volk“ ergänzt, wird 
ein zumindeſt rein wiſſenſchaftlich noch faſt unerſchloſſenes Gebiet 
mit philoſophiſcher Eindringlichkeit erforſcht und das Subſtanzielle 
der Volksperſönlichkeit umfaſſend dargeſtellt. 

Es iſt auf gedrängtem Kaum nicht möglich, die Unterſuchungen, 
die der Derfafler über die den europäiſchen Nationalitäten- und 
Grenzkampf beſtimmenden Grundbegriffe und Ideen geführt hat, im 
einzelnen kritiſch zu behandeln. Nur das Grundſätzliche kann her⸗ 
ausgehoben werden: die Methode, einen zuweilen wahrhaft gigan- 
tiſchen Schutt politiſcher und wiſſenſchaftlicher Irrtümer hinweg⸗ 
zuräumen, neue wiſſenſchaftliche Erkenntniſſe mit der politiſchen 
Erfahrung des vor- und nachkriegszeitlichen Völkerkampfes zu ver- 
binden und für Gegenwart und Zukunft nutzbar zu machen. Dies 


Genfer Abrüſtungskonferenz — und was nun? der deutſche Kampf 
um Abrüſtung und Gleichberechtigung. Don Werner Freiherr 
von Rheinbaben, Staatsſekretär z. D., deutſcher Delegierter 
zur Abrüſtungskonferenz. Entſcheidungen der Politik. Heft 2. 
Derlagsanftalt Otto Stollberg G. m. b. ., Berlin. 79 S. 

Die Verhandlungen der Allgemeinen Abrüſtungskonferenz 
zwiſchen dem 2. Februar und 25. Juli d. J. ſind bisher noch 
nirgends im Zuſammenhang geſchildert worden. Ihr Niederſchlag 
find zahlreiche Völkerbundsdokumente und Sitzungsberichte der 
einzelnen Kommiſſionen der Abrüſtungskonferenz, durch die ſich nur 
Fachleute durcharbeiten können. Es iſt deshalb ſehr dankenswert, 
daß einer der deutſchen Delegierten auf der Konferenz, Staats⸗ 
ſekretär 3. D. Freiherr von Rheinbaben, den Gang der Derhand- 
lungen in der vorliegenden Schrift kurz zuſammengefaßt hat. Er 
tut dies mit der gründlichen Kenntnis des an den Verhandlungen 
beteiligten Sachkenners und mit dem geübten Blick des erfahrenen 
Politikers für das Weſentliche. Bei der Bedeutung des Abrüſtungs⸗ 
problems für die deutſche Außenpolitik wird die Schrift allen auken- 
politiſch Intereſſierten von Wert und Nutzen ſein. Wenn auch 
er Ser fih an den Verhandlungen der Abrüſtungskonferenz nicht 
beteiligt, bis die Gleichberechtigungsfrage eindeutig klargeſtellt ift, 
iſt doch wohl zu erwarten, daß wir der Konferenz nicht dauernd 
fernbleiben. Ohne uns wäre ja ein allgemeines Abrüſtungs⸗ 
abkommen unmöglich. Die Schrift Rheinbabens wird auch, wenn 
erſt die Verhandlungen der Konferenz wieder voll in Gang ſind, 
beſonders wertvoll ſein für alle diejenigen, die den Verhandlungen 
folgen wollen. Im Anhang gibt Rheinbaben einige der wichtigſten 
Dokumente zum deutſchen Standpunkt in der Gleichberechtigungs- 
frage wieder, deren Kenntnis zum Verſtändnis der künftigen Der- 
handlungen über dieſe Frage unentbehrlich iſt. Der Schrift Rhein⸗ 
babens wünſcht man eine möglichſt weitgehende Verbreitung. Mit 
ihr iſt die Schriftenfolge „Entſcheidungen der Politik“ in wirkungs⸗ 
voller Weiſe fortgeſetzt. K. St. 


Graf Weſtarp: Am Grabe der Parteiherrſchaft / Bilanz des deutſchen 
Parlamentarismus von 1918 bis 1952. Derlag Georg Stilke, 
Berlin. 1952. 152 Seiten. Preis 1,50 RM. broſch. 


Einer der erfahrenſten Parlamentarier des konſtitutionellen und 
des demokratiſchen Deutſchland gibt hier eine ſorgfältige Überficht zur 
ſtaatsgeſchichtlichen Entwicklung unſeres Parteiweſens. Der Partei- 
politik ſteht er ohne Dorurteile gegenüber, die Partei als Einrichtung 
hält er auch in Zukunft für unentbehrlich. Aber die Staats ⸗ 
leiſtung der Parteiherrfchaft in der Nachkriegszeit erſcheint ihm 
durchaus negativ. 

Weſtarp zerlegt die Feit von 1918 bis 1952 in vier Abſchnitte. 
Junächſt beſchäftigt er fih mit dem Novemberumſturz, den die Veu- 
ordnung der Reichsgewalt abſchließt. Der zweite Abſchnitt ſteht im 
Zeichen der großen Kämpfe um die durch Derfailles bedrohte Exiſtenz 
der Nation. Das Jahr 1924 bedeutet die Wende zu einem Aufbau- 
verſuch, der mit wechſelnden Erfolgen bis zum Jahre 1930 reicht 
und ſich dann als Fehlgründung erweiſt. Mit der Regierung Brü⸗ 


Blick in die Bücher 


zieht. 


Buch iſt Wiſſenſchaft, weil es an Hand eines gewaltigen Materials 
nachweiſt, wie ſehr der Wiſſenſchaft bisher die Dolfstheorie als ob- 
jektive Erkenntnisgrundlage gefehlt hat, und es iſt im beſten Sinne 
politiſch, weil es nicht in Gelehrſamkeit erſtickt, ſondern getragen 
it vom lebendigen Erlebnis des tragiſchen Ringens deutſchen und 
europäiſchen Volkstums gegen ſtaatliche Macht und Intoleranz. 
Zugleich aber iſt dieſes Werk mehr als ein wiſſenſchaftliche und 
politiſche Begriffe klärendes Buch: es zieht aus der Geſchichte der 
Staaten und Völker unerbittliche Folgerungen. Gerade weil es 
ſich nicht romantiſch in die modiſche Anbetung des Dolkstümlichen 
als letzter Inſtanz verliert und realpolitiſche und ſtaatliche Not⸗ 
wendigkeiten nicht überfieht, legt es mit letzter Rückſichtsloſigkeit 
die Schäden bloß, die eine falſche Staatslehre über Europa brachte, 
offenbart es mit untrüglicher Gewißheit, daß ohne Anerkenntnis 
der Volksperſönlichkeit, als der anderen Grundform menſch⸗ 
lichen Daſeins, eine Völkergemeinſchaft nicht möglich ift, daß die 
Beziehungen der Völker von defer Anerkenntnis entſcheidend 
abhängen. 

Die geiſtige Kriſe der Gegenwart — hängt fie nicht damit zu⸗ 
ſammen, daß . Wirklichkeit und Idee, zwiſchen Tat und 
Geiſt, zwiſchen politiſcher Praxis und geiſtiger Zielſetzung eine faſt 
unüberbrüdbare Kluft beſtehtd Das Buch Boehms, um die Löſung 
einer deutſchen und europäiſchen Schickſalsfrage bemüht und in die 
Tiefen des Doltsproblems hinabſteigend, ſchlägt diefe Brücke. Der 
Wiſſenſchaftler und der Politiker ſollten fih daher gründlich mit ihm 
auseinanderſetzen, nicht zuletzt um das eigene geiſtige Blickfeld zu 
erweitern und das eigene volkspolitiſche Derantwortungsbewußtfein 


zu ſchärfen. 


ning beginnt dann die Rückkehr zum Gedanken der autoritären 
Staatsführung. Fehlſchläge der inneren und äußeren Politik zer⸗ 
ſtören das Vertrauen zum Parteiregiment. „So kam“, wie Weſtarp 
ſchreibt, „die Götterdämmerung der Parteien. Ihr Verſagen hatte 
die Möglichkeit zu einer tatſächlichen Derdrängung aus der abſoluten 
Herrſchaft eröffnet. Durch eine ſtürmiſche und radikale Bewegung 
in den Wählermaſſen wurden ſie in ihrem Beſtand und inneren Bau 
erſchüttert.“ Weſtarp kommt dann aber zu der Feſtſtellung, daß die 
neuen Bewegungen, insbeſondere der Nationalſozialismus, wiederum 
auf den Kurs der Parteiherrſchaft losgeſteuert find. Jede politiſche 
Maſſenorganiſation wird nach Weſtarps Anſicht dieſen verhängnis⸗ 
vollen Weg gehen müſſen, weil die agitatoriſch zuſammengetriebenen 
wWählermaſſen die Führung zwingen, das demokratiſche Syſtem zur 
Durchſetzung ihrer Intereſſenprogramme zu benutzen. 

Künftigen Reformen wird man dadurch eine organiſche Grund- 
lage geben müſſen, daß man die Kräfte bloßlegt, die hinter den 
Parteien ſtehen. Die Parteiengeſchichte iſt eine Geſchichte der Auße⸗ 
rungen des Volkswillens, aber dieſer Dolfswille ſelbſt beruht auf 
öffentlichen Zuftänden, die zu beſtimmten Verhaltungsweiſen hin- 
drängen. Es genügt alſo nicht, wenn man aus dem, was ſich im 
Reichstag in den letzten vierzehn Jahren abgeſpielt hat, feine Schlüſſe 
Darum bedarf jede Geſchichte des parlamentariſchen 
Ablaufs einer Ergänzung durch eine Ideengeſchichte. 
Graf Weſtarp hat ſich darauf beſchränkt, das Tun und Unterlaſſen 
der Volksvertreter aufzuhellen. Was uns jetzt noch fehlt, wäre eine 
Geſchichte der weltanſchaulichen Veränderungen, aus denen ſich der 
Wandel im Daſeins⸗ und Wirkungsbilde der Parlamentsgruppen 
ergäbe. Weſtarps Derdienjt ift die klare Aufreihung des parlamen- 
tariſchen Geſchehens; aber erſt die Hintergründe dieſes Meinens und 
Wollens deuten uns die Zwangsläufigkeit dieſer Entwicklung. 


Dr. Sch Pf. 
Die Maßnahmen zur Wirtſchaftsbelebung. Ein praktiſcher 
Wegweiſer durch den Wirtſchaftsplan vom 


4. September 1932. 
für Heimatdienſt. Sentralverlag G. 
65 Seiten. Preis: 0,40 RM. 

Dieſer kleine Wegweiſer ift im Einvernehmen mit der Reihs- 
zentrale für Heimatdienjt von ſachkundigen Autoren bearbeitet wor- 
den: Miniſterialrat Zülow ſchrieb über die Steuergutſcheine für 
Steuerzahlungen, Miniſterialdirektor Dr. Weigert über die Beſchäfti⸗ 
gungsprämie und Miniſterialdirektor Dr. Sigler über die Tarif- 
unterſchreitung zwecks Entlaſtung des Arbeitsmarktes. Ein Anhang 
unterrichtet ferner über den Reichszuſchuß für Durchführung von 
Bauarbeiten. In lebendiger Form und überſichtlicher Gliederung 
werden der Wirtſchaftsplan des Reiches und der weſentliche Inhalt 
der einſchlägigen Durchführungsbeſtimmungen dargeſtellt und er⸗ 
läutert; durch Beiſpiele wird das zum Teil ſchwierige Sachgebiet 
im einzelnen aufgehellt. Jedem, der im praktiſchen Wirtſchafts⸗ 
leben ſteht, dem Gewerbetreibenden, dem Kaufmann, Landwirt, 
Grundbeſitzer, dem Arbeitgeber wie dem Arbeitnehmer, wird dieſes 
Büchlein wertvolle Dienſte zu leiſten vermögen. 


Herausgegeben von der Reichszentrale 
m. b. H., Berlin W 535. 
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Eine fromme, reine 
ar À Heiterkeit umfängt Leben 
pee und Wert des Dichters, in 

EEE deffen Herzen die Romantik 


ihren ſchlichteſten, fröh⸗ 
lichſten Ausklang fand. 
Novalis, der weltabſeits 


Inſichverſunkene, hat zwar 
des jungen Heidelberger Stu- 
denten Seele mit feinen myſti⸗ 
ſchen Strophen durchdrun⸗ 
gen, aber während der 
Freiherr von Hardenberg 
feine Harfe unirdiſch fern, 
gewiß auch in den ſchön⸗ 
ſten Hymnen darum uner- 
reicht tiefer erklingen ließ, 
ſchuf ſich Eichendorff mit 
„ ee vom Dolf pa 
er geſungenen Liedern en 
N Himmel auf Erden. Man 
kann faſt in allen Proſawerken und Gedichten Eichendorffs Stil- 
einflüſſe anderer Dichter feſtſtellen, und doch iſt etwas ihm allein 
unter den deutſchen Dichtern ureigen: die waldvogelfrohe Sing⸗ 
haftigkeit ſeiner Lieder, die immer wieder wunderſam berührende 
kindliche Reinheit des gläubigen Herzens, die aus ſeinen Erzäh⸗ 
lungen ſpricht. 

Ach, ſelbſt wo Eichendorff im „Schloß Dürande“ traurige, tod⸗ 
ſchwere Ereigniſſe geſtaltet, in „Ahnung und Gegenwart“ die 
napoleoniſche Seit kritiſiert, das Lächeln bleibt auf des Dichters 
Lippen, die immer wieder auch in den Proſadichtungen zu ſingen 
beginnen: aus dem Roman „Ahnung und Gegenwart“ blüht das 
unſterbliche Volkslied „O Täler weit, o Höhen“, der Taugenichts 
ſingt „Wem Gott will rechte Gunſt erweiſen“. 

Eichendorffs Leben erfüllte ſich ohne ſchwere Konflikte und auf⸗ 
rührende Ereigniſſe. Der Student verließ das oberſchleſiſche Schloß 
Lubowitz, wo er am 10. März 1788 geboren wurde, um in Halle 
und Heidelberg zu ſtudieren. Dieſe beiden Städte mit ihren roman⸗ 
tiſchen Flußtälern der Saale und des Neckars ſind die Traumbühnen 
unzähliger Eichendorffiſcher Lieder geworden — immer wieder 
finden wir das Schloß auf hohem Fels über bewaldeten Uferhängen 
ragen gleich dem Giebichenſtein und der Kurfürſtlichen Pfalz. Der 


E ichen dor / / Zu ſeinem 75. Todestage am 26. November 1932 


Don Alfeed Hein 
Krieg von 1806/07 führt den Dichter, da Napoleon die Univerfität 
Halle ſchließt, nach Lubowitz zurück. Der Waffenſtreit jedoch bewegt 
damals nicht ſonderlich fein Herz; während von der Beſchießung 
Koſels der Kanonendonner hinüberdringt, lebt er „wie auf einer 
ſeligen Inſel getrennt von der übrigen Welt“ daheim, „durch Feld 
und Buchenhallen“ ſtreifend. Im Sommer 1807 finden wir Eichen- 
dorff in Heidelberg; hier überfällt den jungen Dichter der eriten 
glückſeligen Derje und der erſten unglücklichen Liebe Erwachen; 
unter dem Namen „Florens“ einer romantiſchen Poetenrunde zu⸗ 
geſellt, veröffentlicht er ſeine erſten Gedichte. 

Berlin und Wien find die nächſten Etappen; in Berlin be⸗ 
einflußt ihn Friedrich Schlegel entſcheidend, Wien aber wird die 
„RNeſidenz feiner Seele“, bis die Freiheitskriege auch ihn bewegen, 
ins Lützowſche Freikorps einzutreten. Sein freiwilliges Soldaten⸗ 
tum ward nie recht vor dem Feind erprobt. 1814 heiratet er Luiſe 
von Lariſch. „Wen Gott lieb hat, gab er ſolche Fraue“, gefteht 
Eichendorff in einem ſeiner Gedichte. 

Und nun wird äußerlich ſein Leben das eines preußiſchen Be⸗ 
amten, obwohl der Dichter naturgemäß fih nie recht zum Büro⸗ 
kraten eignete. Er war im Berliner Staatsminiſterium Dezernent 
für Kirchen⸗ und Schulweſen, wirkte als Regierungsrat in Königs⸗ 
berg und Danzig — hier hat er fih unſterbliche Verdienſte mit feinen 
erfolgreichen Bemühungen um die iederherſtellung der Marien⸗ 
burg erworben. 

Nach des Daters Tode hatte die Familie Eichendorff ihren 
Stammſitz Lubowitz verloren; als es im Lebensabend den Dichter 
in die oberſchleſiſche Heimat zurückzieht, findet er in Neiße feine 
friedliche Wohnſtatt, hier ſtirbt er am 26. November 1857, gerade 
als er mit der Viederſchrift des Lebens der heiligen Hedwig, der 
ſchleſiſchen Schutzpatronin, begann. Auf dem Friedhof St. Jeruſalem 
iſt dort ſein Grab zu finden. 

Seine Lieder aber wachen falterfröhlich in jedem Frühling in 
unſeren Herzen auf und führen uns nach einem kühlen Grunde, wo 
das Mühlenrad geht, über Täler weit und Höhen in jene entrückte 
Welt maiabendlicher Friedſeligkeit, wie ſie in der „Mondnacht“ auf⸗ 


klingt: „Es war, als hätt der Himmel 
die Erde ſtill geküßt —“ 


Längſt namenlos für das breite Volk find feine frohen Strophen 
eworden; der anmutvolle Duft feiner heiteren Seele hat unſre 
En von Kind an durchdrungen, er lebt ewig in allem, was auch 
noch heut wahrhaft deutſches Leben heißt. 


Ein Führer zu vertieftem 


Büchereingang | Entfettungs⸗Nekord 


inne u 
„In der Zeit vom Fe- 


deutschen Familienleben! 


Gleiches Recht für bruar bis Ottober 1931 bin 
Deutſchland! Für den Auf- ich von 360 Pfd. auf 275 
klärungs Ausſchu, für Pfd. gekommen und werde 
nationale Sicherheit her⸗ Dr. Janſſens Entfettungs- 


ausgegeben von Dr. h. c. 
ans Draeger. 32 S. 
erlag: Arbeitsausſchuß 

Deutſcher Verbände, Berlin. 


„Ka'toffelſupp .. . Ka'⸗ 
toffelſup . . Kaez⸗ 
marek V. Von Peter 
Purzelbaum. Vierte Folge 
des Buches: Vom Kommiß, 
Kaczmarek und den Mai⸗ 
käfern. 7 S. Preis 
Broſchiert 2,50 RM., Lei⸗ Janſſens Tee auch den 
nen 3.60 RM. Brunnen⸗ Rekord der Unſchädlichkeit 
Verlag Willi Biſchoff, befigt: 

Berlin. Porträt des Erfinders Kann Spnen die freu- 


Gemeinde und Arbeits⸗ dige Mitteilung machen, daß meine Tochter, 12 Jahre alt, 
amt in der Praxis der Ar, eine Gewichtsabnahme von 35 Pfd. in 10 Wochen auf- 
beitsloſenhilfe. Bearbeitet weiſt. Bei vollkommener Geſundheit, 


son Dr. Neun Jaeger und ohne jegliche Beſchwerde 
Ra 3. 8 a ©. wirkt der vortreffliche Dr.-Janſſen-Tee.“ 
erlag, R. Kübler, Telegr. Bhdw., Kandern (Bad.) Bahnhof fte. 12. 


Stuttgart. 
5 Ungezählte Oankſchreiben! Und jeder empfiehlt na 
Die Eugenik im Dienſte Kräften weiter! Um von der Wirtung dieſes wirkli 
der Volkswohlfahrt. Be einzigartigen Mittels überzeugt zu werden und für feine 
richt über die Verhand- Verbreitung einzutreten, follen auch Sie abſolut koſten⸗ 
lungen eines zuſammen⸗ frei und ohne jede Verpflichtung eine 


Bela Ausſchuſſes des Tage Grafistur 


reußiſchen Landesgeſund 
eitsrats erhalten, von der Sie ſchon bis zu 10 Pfund abnehmen 

können. Sie brauchen nur ſofort Ihre Adreſſe mitzu- 
teilen an: Friedrich- Wilhelm - Apotheke, Abt. 97 G, 
Charlottenburg 2. Orginalpakete à 2 RM find in 
allen Apotheken zu haben. (Herſteller: Chem. Fabr. 
Dr. Janſſen, Charlottenburg 1, Krummeſtr. 89). 


tee auch weiterhin trinken, 
da er zu meinem Wohl- 
befinden dringend not- 
wendig iſt. 

Albert Minuth, Gaſtwirt, 
Königsberg, Oberlaak 25.“ 


85 Pfd. Abnahme 


bei abſolutem Wohl befin⸗ 
den beſcheinigt der obige 
Brief. Das folgende 
Schreiben zeigt, daß Dr. 


vom 2. uli 
„ Präſident: Miniſte⸗ 
rialdirektor Dr. Schopohl. 
Beröffentlihungen aus 
em Gebiete der Medizinal⸗ 
verwaltung, XXXVIII. Bd., 


Ein Jahreskalender für Mütter und Kinderfreunde 
Herausgegeben im 6. Jahrgange von Adele Schreiber 


DE. Dei y. . 20, se ee an 
ATA ee tn | Dampfwäscherei Alfred Mastaleck Prächtige Aufnahmen aus dem Kinder- und Familienleben 
re: Berlin-Cöpenick / Müggelheimer Straße 46 Preis trotz besserer Aus- 


2.85 M. 


bantyräſtbenten Dr. 3 Telefon: F 4 Cöpenick 0867 stattung herabgesetzt nur 
1 . z b 
Smg m 2 Bist Trocknet im Freien Zu bezichen durch alle einschlägigen Geschäfte 
ruckerei 


Rasenbleiche Zeniralver lag f. m. D. H., Berlin W 35, P otsdamer Sir. y 


der Reichsbank, Berlin. | Rasenbleiche 
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„Zahl und Bild“ 


Lehrschau vom 3.—30. Nov. 1932 


im Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht 
Berlin W35 / Potsdamer Straße 120 


(täglich von 10—18 Uhr bei freiem Eintritt geöffnet) 


Diese sehr interessante Schau versucht erstmals die 
Bildstatistik, wie sie von Schulen und Verbänden, 
Museen und Ausstellungen, für Unterricht, Werbung 


und Kulturpropaganda, benutzt wird, in den Mittel- 
punkt der Kritik zu stellen. Eine „Methodik der Bild- 


statistik regt zu Vergleichen und Untersuchungen an. 
Zahlreiche Behörden und Unternehmungen, Museen, 
Institute, Verleger und Schulen sind dort vertreten. 


Sonderführung 
für die Leser des „Heimatdienstes“ 
Montag, den 21. November 1932, von 4—6 Uhr 


Eintritt kostenlos. 


für die Reser oles „Keimaleliensteo" 


Heinrich Seidel’s 
Gesammelte Werke 


in 5 Ganzleinenbänden 
über 2600 Seiten auf Dünndruckpapier 


statt wie bisher RM 30.— 
nur RM 7.50 


Aus dem Inhalt: 


Bd. I: Lebrecht Hühnchen. Von Perlin nach Berlin 

Bd. II: Vorstadtgeschichten I/II 

Bd. III: Heimatgeschichten I/II 

Bd. IV: Reinhard Flemmings Abenteuer 

Bd. V: Spukgeschichten. Phantasiestücke. Musik 
der armen Leute. Gedichte 


Bei Aufgabe der Bestellung bitten wir, den Betrag zuzüglich 

40 Rpf. für Porto, zusammen also RM 7.90 gleichzeitig 

auf unser Postscheckkonto Berlin 1023 83 zu überweisen. 
Bei Nachnahmezusendung Mehrkosten 


Zentral: Schriften-Dertrieb - Berlin W 35 


Potsdamer Straße 41 


Empiehlenswerteinterhaltungsbücher 


in guten, wohlfeilen Ausgaben. Jeder Band 


nur em 2. 35 


Theodor Fontane: R em Winter 
oman au 
Vor dem Sturm. ſei2 auf 1818. Vollstän- 
dige Ausgabe. — 640 Seiten. 
Gustav Freytag: 


Der; deutsche Kaufmanns- 

Sollund Haben. roman. Vollst. Ausg. 784S. 

ug te All hs Bänd Ilständig i 

4 e sechs Bände vollständig in 

Die Ahnen. zel Bänden. — 1748 Seiten. 
Gustav Freytag: 


Die verlorene Handschrift. 504 Seeg. 


Knut Hamsun: R R Vollständi 
g ndige 
Das letzte Kapitel. 5 225 Seiten. 
8 Roman. Vollständige 
Der Hungerpastor. Ausgabe., 530 Seiten. 
Wilhelm Raabe: 


Die Chronik der Sperlingsgasse. 


Roman. Vollständige Ausgabe. 
John Galsworthy: 


Jenseits. Der Roman einer Leidenschaft. 
Rudolf Herzog: 


A 1 Roman. Vollständige Aus- 
Die Wiskottens. gabe. — 480 Seiten. ; 
Ludwig Ganghofer: > R ‘d 14. Jahr 
` oman aus dem 14. Jahr- 
Der Klosterjäger. kundert. ` Vollständige 
Ausgabe. — 512 Seiten. 
Ludwig Ganghofer: 
1 Roman aus dem An- 
Der Mann Im Salz. fang des 17. dahr- 
hunderts. Vollständige Ausgabe. — 509 Seiten. 
Ludwig Ganghofer: 8 1 
as Schweigen im Walde. roman. 
Vollständige Ausgabe. — 511 Seiten. 
Ludwig Ganghofer: R 4 * 
= oman aus dem An- 
Die Martinsklause. fang des 12. Jahr 
hunderts. Zwei Bände vollständig in einem 


Band. — 520 Seiten. 
Ludwig Ganghofer: 


delweißkönig. Hochlandsroman. 
Ludwig Ganghofer: R 8 A 
chloß Hubertus. OE in einem. Dane, 
— eiten. ; 
dJ. C. Heer: 


R . Vollständige Aus- 
Der Wetterwart. Habe. 0 Selten. 
Richard Voß: ei d Engadi 
Adı oman aus dem Engadin. 
Alpentragödie. Vollst. Ausg. — 456 Seiten. 
Georg Hermann: 


Jettchen Gebert. Roman. volist. Ausgabe. 


Thomas Mann: 


Die Buddenbrocks. Ausgabe“ o° 


Die Zusendung der Bücher erfolgt gegenVoreinsendung des Betrags, 
dem 40 Rpf. für Porto hinzuzurechnen sind oder unter Nachnahme 


Zentral-Schriften-Vertrieb Berlin W 35, 


Potsdamer Straße 41 / Postscheckkonto Berlin 102383 
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OÖOLGEMAÄLDE wir norern an Jedermann 


namhafter Maler, konkurrenzlos billig 
von Mk. 25,— an. 8 Tage zur Ansicht 
Über 10000 zufriedene Kunden. Für Mitglieder 
10% od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 
bis 12 Monate. Besichtigen Sie unverbindlich 
unsere Ausstellung oder verlangen Sie photo- 
graphische Abbildungen Nr. 110. 

Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 


„Der Kunstkreis“ G. m. b. H. HEESE 
Verkaufsstelle d. Deutschen Maler-Gilde e. V. 

Berlin G25, Kurze Straße 17, hinter dem Lehrer- Lehmann d sm. 
vereinshaus, an der Landsberger Straße. Geschäfts- | Altestes Tuchversandhaus 


zeit 9—7 Uhr. Telefon: Kupfergraben 4048 mit eigener Fabrikation 
EEE EEE SEIT EEE Spremberg i. L. 38 
Dekorative Raumkunst — ꝓöꝑꝛͤyya 16 mm 
TE dννiiiuανiiUiνiννiννννννννννν˙uννẽẽꝗballd El 50 Stahl- B 2 1 1 e n 
2 Per Holz- 
Wohn- und Geschäftsräume Schlatzim., Polster, Stahlmatr. 


Spez.: Treppenflure, Fassaden En Ar Eine 
GediegeneWertarbeit, | —— —— 
aber allerbilligste Preise! 
Auch Zahlungserleichterung. 


Malerei Werkstätten Woldt 


Neukölln, Hermannstraße 16 
Anruf: F 2, Neukölln, 2295. 


Polsterarbeiten 


Umarbeitungen, neuzeitliche 
Formengestaltung, Dekoration 
werden von erstklassigem alten Fach- 
mann zu billigsten Preisen ausgeführt. 


Paul Ponsong sen,, 
Berlin NO 55, Prenzlauer Allee 36. 


Lichtstarke Geräte mit Motor 
und allem Zubehör. Geeignet für 
Kino- Vorführungen in Schulen, 
Vereinen, Industrie etc. 


I. Agfa-Movector 


(erstes Modell) 


16 mm mit 2 Objektiven in Holzkoffer, 
110—220 V, Proj.-Bild 2,50 x 2,50 m 


Gelegenheit 400.— 
II. Zeiss-Ikon Projektor 


(erstes Modell) 


mit Universal-Widerstand, lichtstarke 
Ausführung, Proj.-Bild bis 2x 2m, in 


Zap Gelegenheit 170.— 


ill. Kodak-Kodascop, C 


in Metallkoffer, sehr praktischer Reise- 
apparat von geringen Ausmaßen, Proj.- 
Bild 1,50 x 1,50 m 


Gelegenheit 200.— 


CAES eee e 
Verlangen Sie 


kostenlos Prospekte 


über 


Diesmal nur Praktisches 1| AufKIAFUNgS- 
Korbmöbel ab Fabrik! Literatur 


Niedrige Preise, franko Lfg. 
Schlager: 3teil. Polstergarn. | vom 


Mk. 30.—. Katalo ratis. 
Korbmöbelfabrik Böhm, | Zentralverlag 6. m. b. H. 
Oberlangenstadt 327, Lichtenfels - Land. | Berlin W35, Potsdamer Sfr. 41 


Der 
deutsche Volkswirt 


ZEITSCHRIFT FÜR POLITIK 
UND WIRTSCHAFT 


Herausgeber Gustav Stolper 


VERLAG UND REDAKTION: 
BERLIN W 35, SCHÖNEBERGER UFER 32 


Erscheint jeden Freitag, Einzelnummer RM 1.20 
Inland- Abonnement vierteljährl. RM 12.— 


Unterrichtend - Unabhängig · Unparteiisch 


Unser Filmverleih 
von 16 mm Schmalfilmen 


enthält Kulturfilme, Sport- und Unter- 
haltungsfilme, wissenschaftliche Filme 
aller Gebiete. Günstige Leihbedingun- 
gen! Filmverzeichnis kostenlos 


Wir sind Spezialisten in 
Schmalfilmbearbeitung 


Umkopieren von Normalfilm auf 
Schmalfilm, doubeln von Schmalfilm- 
Kopien, entregnen verschrammte Filme. 
Wir übernehmen ‚Nachregie‘‘, Arrange- 
ment, Bildschnitt, Titelentwurf usw. 


Ausführung durch 1. Fachleute 
Kostenanschlag bereitwilligst 


Die einzige große politisch- 
wirtschaftlicheWochenschrift Deutschlands 


Nie war wirtschaftliche Unterrichtung 


so notwendig wie heute 


Deutscher Lichtbild - Dienst 


Abt. Schmalfilm G. m. b. H. 
Berlin W35, Potsdamer Straße 41 


Verlangen Sie Probeexemplare kostenlos vom Verlag 
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